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Eine Strategie und ihre Konsequenzen

«Alle gegen die SVP!»
us. Die Wahlstrategie «Alle gegen die SVP», verfolgt von den grossen Medien (SRF, Tamedia, Ringier, NZZ, Wanner) im Verbund 
im Links-Grün, in die sich auch eine auf Profilsuche befindende FDP einbinden liess, konnte am 20. Oktober 2019 schweizweit 
einen bemerkenswerten «Erfolg» verzeichnen. 

Die SVP verlor zwölf Sitze. Sieben davon – wie jetzt 
statistisch klar nachweisbar ist – allein wegen fehlen-
der Listenverbindungen, nicht als Folge von Wähler-
schwund. Den Erfolg heimste allein und vollumfäng-
lich Links-Grün ein.

Die FDP, eine grün eingefärbte «Neuausrichtung» 
dokumentierend, schloss sich dieser Strategie «Alle 
gegen die SVP» an. Mit Ausnahme des Aargaus ver-
weigerte sie der SVP in allen übrigen Kantonen Lis-
tenverbindungen. Solcher Linksschwenk bescherte der 
FDP zwar Medienapplaus – aber sie verlor auch vier 
Mandate. 

Volle sechzehn Mandate wechselten also von den Bür-
gerlichen zu Links-Grün. Mit bedenklichen Folgen: 
Dort, wo sich in den vergangenen Jahren bürgerliche 
Mehrheiten noch regelmässig durchzusetzen wussten 
– vor allem in Finanz- und Armeefragen – dominiert 
jetzt Links-Grün. Insbesondere die Armee, während 

Jahren ohnehin Stiefkind Bundesberns, dürfte dies 
bitter zu spüren bekommen. 

Im Blick auf die Ständeratswahlen ist eine ähnliche 
Gewichtsverschiebung zu befürchten. Deshalb zogen 
sich dort, wo im ersten Wahlgang freisinnige Kandida-
ten stärker waren – insbesondere im Kanton Zürich – 
die SVP-Konkurrenten zugunsten der FDP-Kandida-
ten zurück. Gleiche bürgerliche Verantwortung lässt 
die FDP vermissen; sie will offenbar weiterhin an 
einer Steigbügelhalter-Rolle in der Koalition «Alle 
gegen die SVP» festhalten. Insbesondere im Kanton 
Bern will die FDP-Kandidatin Christa Markwalder 
gegenüber dem deutlich vor ihr liegenden SVP-Kan-
tonalpräsidenten Werner Salzmann nicht zurückste-
hen. Mit ihrem Festhalten an ihrer Kandidatur wird 
sie Salzmann die Wahl vermasseln und Regula Rytz, 
der Grünen-Präsidentin, den Wahlsieg sichern. Ein 
weiterer schwerer Schlag gegen die Armee, gegen 
gesunde Finanzen.

Müllereiunternehmer 
Nationalrat seit 2011
www.hansjoerg-knecht.ch

In den Ständerat

Hansjörg

Knecht 
erfahren
kompetent
besonnen

Er hat das politische und menschliche Format.

2. Wahlgang
Aargauer Ständeratswahlen
24. November 2019
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Der Wunschtraum
vieler Schweizer

cartoonexpress.ch
Martin und Jürg Guhl

Im Blick auf solch nicht nachvollziehbaren Verrat an bür-
gerlichen Wertvorstellungen erhält für alle Wähler, die 
sich noch an bürgerlichen Zielen orientieren, die Aar-
gauer Ständeratswahl mit der Kandidatur von Hans-
jörg Knecht (SVP) eidgenössisches Gewicht. Dies hat die 

«Schweizerzeit» veranlasst, den Präsidenten der SVP des 
Kantons Aargau, Nationalrat Thomas Burgherr, einzula-
den, den Aargauer SVP-Kandidaten für den Ständerat den 
«Schweizerzeit»-Lesern vorzustellen. 

Hansjörg Knecht: «In der Schweiz muss das Volk der Chef bleiben..»

Ursprünglich hatte der Arbeitgeberverband aktive 
(auch finanzielle) Unterstützung für das Referendum 
gegen den staatlich dekretierten Vaterschaftsurlaub, 
finanziert durch höhere Lohnabzüge, versprochen. 
Er widerrief diese Zusage nach Intervention der im 
Arbeitgeberverband tonangebenden Grosskonzerne. 
Diese haben sich von den Medien beglückwünschen 
lassen, weil sie bezahlten Vaterschaftsurlaub aus 
eigener Initiative und auf eigene Kosten als «arbeit-
nehmerfreundliche Geste» bereits eingeführt haben. 
Wenn nun der Vaterschaftsurlaub staatlich obliga-
torisch wird, ist die Finanzierung über Lohnabzüge 
zu gewährleisten. Den Managern der Grosskonzerne 
winkt jetzt die Chance, die Kosten ihrer «Grosszü-
gigkeit» auf die Arbeitnehmer abzuwälzen. Wo sol-
che Entlastung lockt, wird von den Managern – den 
gleichen, die uns der EU unterwerfen wollen – jeder 
Grundsatz sozialpartnerschaftlicher Freiwilligkeit 
sofort über Bord geworfen. 

us

Fortsetzung auf Seite 4
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Hansjörg Knecht, eine ...

… Persönlichkeit von Format
Hansjörg Knechts Einsatz für die Öffentlichkeit begann als 
Gemeinderat und als Mitglied eines regionalen Planungs-
verbands. Während fünfzehn Jahren gehörte er dem Gros-
sen Rat des Kantons Aargau an. Als Nationalrat ist er seit 
2011 Mitglied der Kommission für Umwelt, Raumplanung 
und Energie (Urek). Und als Präsident des Hauseigentü-
merverbands Aargau setzt er sich für den Schutz des per-
sönlichen Eigentums ein.

Hansjörg Knechts politisches Leitmotiv lautet: «Die Vor-
aussetzung für einen starken sozialen Staat ist eine starke 

Wirtschaft.» Diesem Grundsatz will er in der Politik zum 
Durchbruch verhelfen. 

Hansjörg Knecht wörtlich: «Das ist alles andere als ein 
leichtes Unterfangen, denn in Bundesbern dominieren 
vor allem Berufspolitiker, Bürokraten und Juristen. 
Diese haben oft wenig Gespür, wie sich Entscheide in 
Bundesbern in der realen Wirtschaft und Gesellschaft 
auswirken. Es ist doch bezeichnend, dass von den Neu-
gewählten im Nationalrat nur jeder zehnte eine Berufs-
lehre absolviert hat.» 

Als diplomierter Müllereitechniker führt Hansjörg Knecht 
das Familienunternehmen Knecht Mühle in Leibstadt in 
vierter Generation. So ist er täglich am Puls der Wirtschaft 

 
 
 
 

Wir haben auch dieses Jahr wieder schöne Weihnachtsfahrten geplant! 
Verlangen Sie noch heute unser Winterprogramm 2019/2020 

CO2-Reduktion in der Praxis

«Es ist keine Frage: Umwelt und Klimaschutz sind 
wichtig. Wir müssen jedoch aufpassen, dass der 
Hype um den Klimawandel nicht zum Schaden der 
Wirtschaft und der Gesellschaft missbraucht wird. 

Gefordert sind wirkungsvolle Massnahmen. Des-
halb engagieren wir uns in unserem Mühlebetrieb 
seit fünfzehn Jahren freiwillig für Klimaschutz und 
Energieeffizienz. Wir erfüllen die Zielvorgaben der 
Energieagentur der Wirtschaft und sind zertifiziert. 
In jüngster Zeit haben wir eine Grossinvestition in 
modernste, energieeffiziente Müllereitechnik und 
energiesparende Elektromotoren getätigt. Unsere 
Lastwagen sind ausschliesslich nach den neus-
ten Abgasnormen Euro 5/6 unterwegs. Rohstoffe 
beschaffen wir konsequent in der Schweiz. Zur Ver-
meidung von Importen mit langen Transportwegen 
fördern wir Projekte mit Schweizer Bauern, zum 
Beispiel den Anbau von Kürbiskernen.
 
Auch privat setze ich auf sinnvolle Massnah-
men: Unser Eigenheim ist ein Minergie-Haus mit 
Solartechnik.» 

Hansjörg Knecht, Ständeratskandidat, Leibstadt
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und des Gewerbes sowie im Kontakt mit Mitarbeitenden, 
Kunden und Lieferanten.

Kompetenz und Erfahrung 
Hansjörg Knecht weiss, wie die Bundesberner Mühlen mah-
len – oft zu wenig effizient. Er möchte seine Erfahrungen 
und seine Beziehungen nun im Ständerat einbringen. Dazu 
bringt er beste Voraussetzungen mit:
 
• Als ehemaliger Gemeinderat und Grossrat und als lang-

jähriger Nationalrat verfügt er über umfassende Erfah-
rung und politisches Wissen.

• Als aktiver Unternehmer kennt er die Herausforderungen 
unserer Wirtschaft, der KMU und des Gewerbes.

• Als Arbeitgeber weiss er Verantwortung für Arbeitneh-
mende und ihre Familien wahrzunehmen.

• Als Vertreter des Wirtschaftskantons Aargau kann er des-
sen Kernthemen Wirtschaft und Gewerbe, Finanzen und 
Steuern, Energie- und Verkehrspolitik fundiert vertreten.

• Als überzeugter Anhänger unserer direkten Demokratie 
ist er eine verlässliche Stimme gegen eine unvorteilhafte 
Anbindung der Schweiz an die EU sowie für die Unabhän-
gigkeit der Eidgenossenschaft.

Bodenständig und selbständig
Auch wenn er in den vergangenen acht Jahren im Natio-
nalrat rund fünfzig Vorstösse eingebracht hat, betrachtet 
sich Hansjörg Knecht mit gutem Gewissen als unabhän-
gig: Er sitzt abgesehen vom eigenen Unternehmen in kei-
nen Verwaltungsräten. 

Hansjörg Knecht plädiert für Eigenverantwortung und 
Eigeninitiative anstelle von staatlichen Regulierungen und 
Bevormundung. Insbesondere sollen die Unternehmen von 
bürokratischen Fesseln befreit werden. Auch den Bürgerin-
nen und Bürgern soll grösstmögliche Freiheit zugestanden 
werden. Mit seiner grossen politischen Erfahrung, seinen 
Kenntnissen des Kantons und seiner Bodenhaftung als 
Unternehmer erfüllt Hansjörg Knecht die Anforderungen 
an einen Ständerat, der sich in Bern mit Freude für alle 
Aargauerinnen und Aargauer, für alle Schweizerinnen 
und Schweizer einsetzt.

Thomas Burgherr, Nationalrat,
Präsident SVP Kanton Aargau 

Die spinnen, die Brüsseler
Soeben erklärte sie dem «Sonntags-
Blick» einmal mehr, weshalb auch 
die Schweiz mit den von ihr als hoch 
gefährlich eingestuften radikalen Jiha-
disten nicht fertig werde: Solange diese 
von der Justiz eher als Opfer behandelt 
würden statt als skrupellose Verfüh-
rer Jugendlicher zu schwersten Verbre-

chen angeblich im Namen Allahs, werde man diesen 
Jihadisten das Handwerk niemals legen können …

Die Rede ist von der unerschrockenen Anklägerin 
radikaler und extremistischer Strömungen im Islam, 
von Saïda Keller-Messahli. Kaum jemand in der 
Schweiz kann die von radikalen Jihadisten ausge-
hende Gefahr präziser begründen. Kaum jemand 
fordert nachdrücklicher, dass sich Einwanderer aus 
islamischen Ländern den hier gültigen Rechtsgrund-
sätzen vorbehaltlos zu unterziehen hätten. 

Jetzt aber ist sie ins Visier der EU gera-
ten. Ein von Brüssel veröffentlichter «Isla-
mophobie-Report» von achthundert Seiten 
Umfang diffamiert Saïda Keller-Massahli 
als «Islamophobin», also als Islamhasse-
rin – zusammen mit andern, radikale Isla-
misten anklagenden und bekämpfenden 
Persönlichkeiten.

Dieser beleidigende Angriff auf eine mutige 
Frau veranlasst zu erforschen, was für politische 
Kräfte hinter diesem niederträchtigen, am Verstand 
seiner Verfasser zweifelnden EU-Bericht stehen. 

Man wird fündig – und erstarrt: Die EU verfasste ihren 
Islamophobie-Bericht in enger Zusammenarbeit mit 
einer «Denkfabrik» aus Ankara, die längst als par-
teiisches Sprachrohr Recep Tayyip Erdogans entlarvt 
ist. Also jenes Diktators, der soeben einen zwingen-
des Völkerrecht krass verletzenden Angriffskrieg ent-
fesselt hat gegen ein Volk in seinem Nachbarland, das 
dort im Dienste westlicher Staaten den IS-Terrorismus 
niedergerungen hat. Die EU verbündet sich mit dem 
Völkerrechtsverletzer Erdogan, um hierzulande Per-
sönlichkeiten zu diskreditieren, die vor todbringen-
dem Jihadismus warnen. 

Die EU und Erdogan: Nicht nur wird ein Verbrechen 
gegen zwingendes Völkerrecht schweigend hingenom-
men. Vielmehr werden Warner vor dem Völkerrechts-
verletzer vorsätzlich schlechtgemacht, an den Pranger 
gestellt. 

Muss man zum Verhältnis Erdogan und EU den Schluss 
ziehen: Gleich und Gleich gesellt sich gern? 

 Ulrich Schlüer

Nehmen Sie mit mir Kontakt auf.
Jederzeit und unkompliziert.

Markus Rezzonico
Inserate-Akquise
SVP-Delegierter
AUNS-Mitglied

Mobile: 079 332 61 61 
markus.rezzonico@dietschi.ch

Ihr Inserat  
in der Schweizerzeit:
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www.ustertag.ch

Im November 1830 tagten 10 000 Bürger 
der Landschaft in Uster und begründeten 
die Volksherrschaft im Kanton Zürich.

 USTERTAG 2019
SONNTAG, 17. NOVEMBER

FEIER:
14.00 UHR 
REFORMIERTE  
KIRCHE  

Vorredner: 
Philipp Kutter, CVP  
Nationalrat Kanton Zürich 
Stadtpräsident Wädenswil

Hauptredner:  
Ernst Stocker, SVP
Regierungsrat 
des Kantons Zürich

Umrahmung: 
Konzertchor Sängerbund  
und Stadtmusik Uster,
Compagnie 1861

Apéro:
15.30 Uhr, Landihalle 

Risotto-Essen:
16.15 Uhr, Stadthalle 
Unterhaltung:
Tambourenverein und das 
Militärspiel Uster

Partnergemeinden Ustertag: Küsnacht und Stäfa
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Rassismuskommission und Meinungsfreiheit

 Bedrohter Marktplatz der Ideen
von Hermann Lei, Kantonsrat, Frauenfeld

Die Rassismuskommission (Eidgenössische Kommission gegen Rassismus, EKR) tut sich schwer mit der Meinungsäusserungs-
freiheit. Das belegt ihre neueste Publikation. Für diese Leute ist Meinung Bedrohung.

Die Bestrebungen, die politische 
Debatte mit Mitteln des Straf-
rechts zu kontrollieren, werden 
immer weiter intensiviert und 
erinnern an jene Zeiten, die man 
damit angeblich verhindern will. 
Es beginnt in der Broschüre der 
EKR mit einem Damir Skendero-
vic, Professor für Zeitgeschichte 
an der Universität Freiburg, der 
den Abstimmungskampf gegen 
die Rassismusstrafnorm als 
rechtsextreme Verschwörung 
darstellt. 

Richtig ist, dass das Komitee für eine liberale Gesetz-
gebung im Jahr 1994 vor allem aus Mitgliedern der 
Jungparteien der SVP, FDP und CVP bestand. In 
neuerer Zeit wurde wegen einer Medienmitteilung 
bezüglich übermässig gewaltbereiten und kriminel-
len kosovarischen Flüchtlingen gegen die SVP ermit-
telt. Es wurde ein Strafverfahren gegen Toni Brunner, 
Christoph Blocher, Adrian Amstutz, Caspar Baader 
wegen des Plakats «Kosovaren schlitzen Schweizer 
auf» geführt, und Ulrich Schlüer wurde vor Gericht 
gezerrt. Auch Alfred Heer und viele weitere Politiker 
wurden mit der Strafrechtskeule bedroht und einge-
schüchtert oder in lange und zermürbende Verfah-
ren verwickelt.

Einschüchterung mit dem Strafrecht
Ein satirisches Bild, ein kleiner Scherz über den Pro-
pheten Mohammed kann reichen, um Opfer einer 
Hausdurchsuchung zu werden. Ganz anders ist die 
Situation in den USA, wie die EKR missmutig feststellt. 
Hier ist die Meinungsäusserungsfreiheit heilig. Denn 
hier gilt das Konzept des «Freien Marktplatzes der 
Ideen», und die Konkurrenz zwischen den Meinungen 
bildet nach Ansicht der Amerikaner das beste Mittel, 
um der Wahrheit zum Sieg zu verhelfen. Sie bedeutet 
für die Richter, dass schädliche Ideen durch die freie 
Debatte und nicht durch Verbote zu bekämpfen sind. 
Davon können wir in Europa nur träumen. Hierzu-
lande arbeitet man mit Hochdruck daran, die letzten 
Oasen der Meinungsfreiheit auszutrocknen.

Rückzug in Refugien des freien Denkens
So finden wir in der neuen EKR-Borschüre auffallend 
viele Beiträge gegen das noch weitgehend freie Inter-
net. Mittlerweile ist ungebundenes Denken so subver-
siv geworden, dass es sich – wie sonst in Diktaturen 

üblich – nur noch im Witz, in der Satire und an der 
Fasnacht zeigen kann. Doch auch dieses Ventil wird 
geschlossen, und ganz folgerichtig arbeitet sich die 
EKR an der Basler Fasnacht ab: Seit 1927 existiert 
nämlich in Basel eine Gugge, welche als Sujet leicht 
karikierend einen schwarzen Mann zeigt und «Negro 
Rhygass» heisst. Dies gibt es seit einem Ereignis der 
Gründungszeit, der Notlandung des Schweizer Flug-
pioniers Mittelholzer in Afrika. Natürlich ist die EKR 
dafür, dass diese traditionsreiche Gugge Name und 
Signet ändern muss. 

Samen totalitärer Entgleisung
Den vielen EKR-Artikeln mit zensurfreundlicher 
Stossrichtung stehen nur zwei Beiträge entgegen, wel-
che der Freiheit das Wort reden. Eine Westschwei-
zer Wirtschaftsjournalistin findet es alarmierend, 
dass immer mehr Menschen wegen ihrer Meinung in 
Bedrängnis geraten und Stelle und Ansehen verlieren, 
wenn sie vom Mehrheits-Diskurs abweichen. Heute 
habe die Freiheit als Errungenschaft der Menschheit 
nicht mehr Priorität. Die Meinung der einen werde zur 
Bedrohung. Eine von Vernunft geleitete Debatte, in 
der man Argumente mit Ruhe und Respekt mit einem 
Gegenargument kontere, werde zur Ausnahme. Hier 
keime der Samen für eine totalitäre Entgleisung, wenn 
es eine staatliche Definition von «falschen Informa-
tionen» gebe. 

In einem anderen Artikel verteidigt ein Mitglied der 
EKR die direkte Demokratie. Von dieser Auffassung 
distanziert sich die EKR allerdings unmissverständ-
lich und schreibt: «In diesem Artikel äussert er (der 
Verfasser) seine persönliche Meinung.»

Hermann Lei

Für Freihei t  und Sicherheit
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Leserbriefe
Als ich mein Auto im Kanton St. Gallen einlöste, gab 
es 80’500 Motorfahrzeuge. Nun zählt man im Kanton 
schon über 460’000 Fahrzeuge. Die Bevölkerung (v.a. 
aufgrund des Zuwanderung) steigt – und die Anzahl 
Fahrzeuge auch.

Kurt Koller, Lichtensteig

Erdogans sinnloser Krieg
Der türkische Präsident Erdogan,
seit vielen Jahren Kriegstyrann,
will die Kurden allesamt vernichten,
und auf Uno-Ermahnungen verzichten. 
Er sieht in allen Kurden Terroristen,
die es gelte «auszumisten».
Dass er damit die Zivilbevölkerung (in Nord-Syrien) 
versetzt in Angst und Schrecken,
scheint das Gewissen dieses Mannes nicht zu wecken!

Auch sucht man vergeblich nach Soldaten mit Verstand,
welche die Befehle Erdogans setzen in den Sand. 
Schlussendlich produzieren solch verlogene «Friedens- 
Operationen» Zehntausende von Migranten –
und das alles ist Präsident Erdogan zu verdanken!

Marcus Stoercklé jun., Basel

Die natürliche Schweiz bewahren
Naturverbundenheit und nicht Klimaschutz muss 
unsere Devise lauten. Klimaschutz ist eine Ideolo-
gie, Naturverbundenheit ist ein selbstverständlicher 
Wesenszug des verwurzelten Menschen. Naturver-
bundenheit heisst: Sorge tragen zur heimatlichen 
Natur und unserer natürlichen Vielfalt. Ein wesent-
licher Schritt, um zu einer Lösung des ökologischen 
Problems zu kommen, liegt in der Hinterfragung des 
permanenten Wirtschaftswachstums. Der Wachs-
tumszwang ist im Kern für die Masseneinwanderung 
verantwortlich. Denn um wachsen zu können, benötigt 
die Wirtschaft Produzenten und Konsumenten, und 
da es immer weniger Schweizer gibt, wurden unsere 
Grenzen für ausländische Arbeitnehmer und Verbrau-
cher geöffnet. Die Einwanderung wiederum ist der 
Haupttreiber für die Zersiedelung in unserem Land. 

Es ist höchste Zeit, dass wir wieder zu den Grundkon-
stanten unserer Kultur und Geschichte zurückkehren: 
Freiheit der Gemeinschaft und der Persönlichkeit vor 
Bevormundung, Enteignung und Entgrenzung. Unsere 
Vorväter haben die Freiheit der behaglichen Sicherheit 
des Wohlstandes vorgezogen, auch wenn es Mühen 
und Entbehrungen gekostet hat. Sie müssen wieder 
unsere Vorbilder sein, wenn es die Schweiz in hundert 
Jahren noch geben soll.

Peter Betschart, Lauerz SZ

Letztes Aufbäumen der 68er
Wir leben in hysterischen Zeiten. Wenn das politi-
sche Spektrum mit demokratischen Gegengewichten 
ergänzt wird, dann tönt es von Links naturgemäss 
erhitzt und erbost. Denn die Deutungshoheit über die 
Begriffe sind fest in sozialistischer Hand. Allerdings 
klingen sie seit Jahrzehnten eher diffus – so zum Bei-
spiel der Begriff «Antisemitismus». Die Pädagogen und 
andere «-gogen» und «-logen» müssten eigentlich wis-
sen, dass der gesamte arabische Raum durch Semi-
ten besetzt ist. Die Kontakte der militanten Linken zu 
Muftis und Paschas in nahöstlichen Trainingscamps 
lehnt sich paradoxerweise den Gepflogenheiten der 
Nationalsozialisten an. Das politische Klima ist nur 
das letzte Aufbäumen der 68er auf ihren wohldotier-
ten Posten innerhalb der ihnen einst verhassten Insti-
tutionen, in denen sie mit politischem Moralismus (als 
Ersatzreligion) fünfzig Jahre lang subversiv tätig sein 
durften. Vom Schlachtruf «Macht aus dem Staat Gur-
kensalat!» ist nur das Wort «Macht» geblieben. Die 
neigt sich aber dem Ende zu. Dann dürfen sich auch 
die Indoktrinierer von Moskaus Gnaden bald bei den 
Erlöschenden einreihen.

Daniel Gehringer, St. Gallen

Damals im Jahr 2019
Wir schreiben das Frühjahr 
2030. Die bunt blühenden saf-
tigen Wiesen, der frische Früh-
lingswind und die schneebe-
deckten Bergkuppen lassen uns 
die vergangenen pessimistisch- 
en Klimajahre vergessen. Da- 

mals, im Jahre 2019, war es noch anders. Das 
Klima hatte sich verändert. Man glaubte, der 
Mensch, als Fremdkörper der Natur, hätte dem 
Herrgott ins Handwerk gepfuscht. Zuviel CO2 sei 
der Grund – sogar im Mineralwasser war es zu 
finden. Wissenschafter konnten glaubhaft machen, 
das Klima habe sich deswegen verändert. Vier 
Prozent des weltweiten CO2-Vorkommens seien 
«menschengemacht».

Damals gab es noch «grüne Parteien». Mit sektie-
rerischem Eifer kämpften sie gegen den Klimawan-
del, vornehmlich gegen den CO2-Ausstoss. Dank 
«wirkungsvollen» Lenkungsabgaben hatten sie es 
geschafft, die Klimaveränderung von «gar nichts» 
auf «nichts» zu verbessern. Die Lenkungsabga-
ben führten zum Anstieg von Preisen und Löh-
nen. Der Export litt darunter. Das konnten sie als 
einzigen «Erfolg» verbuchen. Heute, im Jahr 2030, 
wissen wir, dass menschliche Freisetzungen von 
CO2 im Verhältnis zu den natürlichen Schwankun-
gen unbedeutend sind und lachen über die damals 
gezielte Verführung der Massen. Nichts desto trotz 
sind wir auch heute, im Jahr 2030, gehalten, einer 
sauberen Luft Sorge zu tragen. Zufrieden schaue 
ich zu den schneebedeckten Bergspitzen und freue 
mich auf den kommenden milden Sommer des Jah-
res 2030. 

Peter Schnyder, Ennenda
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Wenn Multi-Kulti-Euphorie sich mit Behörden-Lethargie vereint (Teil 2)

Gastrecht über dem Bürgerrecht
Im Zeitraffer: Der Schweizer 
Urs-Christian Schäfer, Bürger in 
Bauma/ZH, wird in der Wohnung 
von einer sechsköpfigen Migran-
tengruppe, allesamt Sozialhilfe- 
empfänger, durch ständigen Lärm 
schikaniert. Er wendet sich hilfe-
suchend ans örtliche Sozialamt. 
Ein Migrant droht darauf: «Noch 
eine Beschwerde gegen uns, und 
ich bringe dich um!» 

Wir nahmen in Bauma die Recherche auf. Gemeinde- 
schreiber Roberto Fröhlich: «Wo Sie mich im Text zitie- 
ren, das wird mir vorgelegt!» Wir gehorchen dem 
«Amtsbefehl» und reichen drei Fragen ein. Es folgt 
ein Mailwechsel von kafkaesker Dimension. 

SZ: «Herr Fröhlich, Ihr Bürger Schäfer hat die Sozial-
behörde Bauma um Hilfe gebeten. Wurden Sie zum Fall 
informiert?» 

R. Fröhlich: «Herr Schäfer wurde erst letzten Diens-
tag am Schalter der Abteilung ‹Gesellschaft und Sozi-
ales› vorstellig und brachte sein Anliegen mündlich 
ein. Dieses leitete eine Sachbearbeiterin an den Vor-
gesetzten weiter. Ich wurde zum Vorgang nicht infor-
miert, da diese Abteilung für die Bearbeitung sach-
zuständig ist.»

SZ: «Kann es sein, dass mangels effizienter Kommuni- 
kation zwischen dem Sozialamt Bauma und Ihrem eige-
nen Amt der Fall unbehandelt blieb?

R. Fröhlich: «Nein. Die Kommunikationswege inner-
halb der Gemeinde Bauma sind kurz und effizient; 
Herr Schäfer wandte sich erst vor 72 Stunden an die 

Gemeinde, welche sein Anliegen annahm und es auch 
bearbeitet.»

SZ: «Was tut nun das Amt, um Schäfer zu helfen?

R. Fröhlich: «Die von ihm genannten Personen (sechs 
Namen – fünfmal Mohammed – die Red.) werden sei-
tens Gemeinde und Fachpersonen eng begleitet. Sie 
wurden zwecks Sachverhaltsklärung auf heute Frei-
tag zum Gespräch aufgeboten.»

Und hier gemäss dem Schikane-Opfer Urs-Christian 
Schäfer der Status quo: Schäfer bekommt weiterhin 
Morddrohungen.

Ein Asylant/Wohnungsnachbar: «Die Gemeinde kann 
dich nicht schützen.» Die Lärmbelästigung ist mons-
trös, die Drohungen sind omnipräsent. Die Polizei for-
dert Geduld. 

Etwas stur fragten wir die Gemeinde Bauma erneut 
an und erhielten per E-Mail die folgenden Auskünfte. 
Gemeindeschreiber R. Fröhlich: «Ich bin bis Donners-
tag, 7. November, abwesend. Ihre E-Mail wird weder 
gelesen noch weitergeleitet. Wenden Sie sich an die 
Stellvertretung.» Sozialamtschef Yves Caressus: «Vom 
29. Oktober bis Montag, 18. November, bin ich abwe-
send. Ihre E-Mail wird weder gelesen noch weiterge-
leitet. Wenden Sie sich an die Sachbearbeiter.» 

Schlussbemerkung von Urs-Christian Schäfer, Bauma, 
von jenen bedroht, für die er via Steuergeld aufkommt: 
«Ich fühle mich fremd und allein gelassen in diesem 
Land, wo missbrauchtes Gastrecht über dem Bürger-
recht steht.» 

Charly Pichler  pichler@thurweb.ch
Arsenalstrasse 24, 6011 Kriens
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16 Ideen für die Gesundheitspolitik

 Kostenwachstum eindämmen
von Jean-Pierre Gallati, Grossrat und Regierungsratskandidat, Wohlen AG

Wegen der rasant steigenden Gesundheitskosten befinden sich die aargauischen Kantonsfinanzen in Schieflage. Betrugen 
diese Ausgaben 2008 noch 528 Millionen Franken, so waren es 2015 bereits 944 Millionen (+79 Prozent). Dazu gehören auch 
die von Kanton und Bund finanzierten Zahlungen zur Vergünstigung der Krankenkassenprämien. 

Der Anteil der Gesundheits-
kosten am kantonalen Steuer-
ertrag hat sich zwischen 2007 
und 2016 von 12 auf 23 Prozent 
fast verdoppelt. Das Wachstum 
der aargauischen Wirtschaft 
und somit der Steuereinnah-
men ist chronisch tiefer als das 
Wachstum der Gesundheitsaus-
gaben. Die in erster Linie bei 
den Gemeinden, aber auch beim 
Kanton anfallenden Pflegekos-

ten steigen geradezu explosionsartig an. Weiter eska-
lieren die Zahlungen der AHV (Sozialversicherungsan-
stalt) unter dem Titel Ergänzungsleistungen (EL): Eine 
Person kann monatlich über 2’500 Franken an EL erhal-
ten, dies v.a. im Fall eines Heimaufenthalts.

Dramatische Lage
Das strukturelle jährliche Kantonsdefizit beträgt rund 
150 Millionen Franken. Hinzu kommen aktuell 450 Mil-
lionen Franken, welche der Kanton Aargau aus dem 
Finanzausgleich erhält. Insgesamt fehlen dem Kan-
ton Aargau jedes Jahr 600 Millionen Franken. Diese 
dramatische Lage ist zur Hauptsache auf die geschil-
derte Entwicklung im Gesundheits- und Sozialwesen 
zurückzuführen.

Anerkanntermassen ist die Qualität der aargauischen 
Leistungserbringer (Spitäler, Rehakliniken, Ärzteschaft, 
Heime, Therapeuten, Spitex) hoch, und die Mitarbeiter 
erbringen täglich Höchstleistungen. Dies gilt es zu wür-
digen, entbindet die Politik aber nicht davon, das Kos-
tenwachstum einzudämmen. 
Gefragt sind Ideen, Knochenar-
beit und Überzeugungskraft.

Im Zuge meines Wahlkampfes 
seit dem 15. August habe ich 16 
Ideen präsentiert, die zu Effizi-
enz und Kostendämmung führen 
werden (siehe: www.gallati.ag). 
 Die anderen vier Kandidieren-
den haben sich einhellig gegen 
die meisten Vorschläge ausge-
sprochen, ohne jedoch eigene 
Ideen zu präsentieren.

Jean-Pierre Gallati
info@gallati.ag

Meine 16 Ideen

  1. Mengenziele mit den Spitälern vereinbaren (nötigenfalls Vorgaben 
machen; evtl. in Kombination mit Qualitätszielen)

  2. Wenn nötig Mengenvorgaben: Kostenbremse für die Spitäler ins-
tallieren, aber intelligent (mit Anreizen wie Bonus/Malus – nicht 
mit der Brechstange)

  3. Schaffung einer nationalen Einheitskasse für Asylbewerber 
(wenn nötig: Genfer Konvention teilweise ändern)

  4. Spezielle Strukturen für Migranten schaffen 
(Gatekeeping Pflegedienst; Ansturm auf Notfall eindämmen)

  5. Qualitätssicherung patientenorientiert statt krankheitsorientiert 
(mit Anreizen kombinieren)

  6. Impulsprogramm für die Rekrutierung und Ansiedlung von 
Hausärzten

  7. «Ambulant vor stationär» auch in der Langzeitpflege 
(mit Stärkung Spitex und Förderung von Qualität und 
Wettbewerb)

  8. Spitex: Vergaben durch die Gemeinden mit Wettbewerb

  9. Pflege: Bremsen bei den Normkosten

10. Chronic-Care-Stützpunkte bei Regionalspitälern, Gross-Praxen, 
Spitex-Standorten und Apotheken errichten

11. Gesundheitsstandort Privathaushalt stärken (mit mobilen 
Diensten wie Physio, Ergo, Psycho; Digitalisierung nutzen)

12. Gesundheitskompetenz der Bevölkerung, d.h. Eigenverantwor-
tung stärken (Systemkenntnisse, Preisschilder, eigene Ansprüche 
hinterfragen)

13. Aufsicht über die Ärzte stärken

14. Spitalliste: Mehr Konzentration, aber nicht zwingend bei den 
staatlichen Spitälern

15. Der Kanton Aargau soll als Eigentümer der drei aargauischen 
Kantonsspitäler KSA, KSB und PDAG klare Ziele (durch)setzen.

16. Der Kanton Aargau soll innerhalb GDK wieder eine tragende 
Rolle spielen.

Entwicklung der Gesundheitsausgaben und der Steuereinnahmen im Kanton Aargau 1990–2015
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se Einrichtungen weisen im Vergleich 
zu privaten Kliniken deutlich höhere 
schweregradbereinigte Fallkosten 
auf. Die aktuelle Ertragssituation ist 
insbesondere in den Kantonsspitä-
lern Aarau und Baden unbefriedi-
gend. Gleichzeitig stehen grosse In-
vestitionen an, die für den Kanton 
ein hohes Kostenrisiko darstellen.
Der Kanton und die Gemeinden soll-
ten sich aus ihrer Rolle als Spitalbe-
treiber verabschieden. Der Kanton 
passt die Gesetzgebung so an, dass 
er seine Spitäler mittelfristig veräus-
sern kann. Das finanzielle Potenzial 
einer konsequenten Privatisierung ist 
beträchtlich. Wenn die Fallkosten der 
Kantonsspitäler Aarau und Baden um 
nur 5 % oder gut 500 Franken pro 
Fall gesenkt werden, führt dies zu 
systemweiten Einsparungen von 
rund 26 Mio. Franken.

Stärkere Gemeindeautonomie 
bei der Pflegefinanzierung 
und korrekte Anreize bei den 
EL zur AHV
Die Spitexausgaben haben durch die 
neue Pflegefinanzierung seit 2011 
um 70,1 % oder 40,3 Mio. Franken 
zugenommen. Der stationäre Pflege-
bereich ist um 21,7 % oder 109,5 
Mio. Franken gewachsen. Die Ge-
meinden tragen im aktuellen System 
zwar die gesamten Restkosten der 
Pflege, haben jedoch auf die Festset-
zung des Tarifs keinen Einfluss. Der 
Kanton setzt die Normkosten für 
Pflegeheime und Spitexanbieter oh-
ne Leistungsvereinbarung in Eigenre-
gie fest. Dies widerspricht dem Prin-
zip der fiskalischen Äquivalenz, wo-
nach die Entscheidungs- und die Fi-
nanzierungskompetenz auf die glei-
che staatliche Ebene gehören. Die 

Gemeinden haben nur dann einen 
Anreiz an einer effizienten Leistungs-
erbringung, wenn sie für die verein-
barten Tarife geradestehen müssten. 
Zusätzlich sollten die Gemeinden die 
Versorgungspflicht ausschreiben und 
damit von potenziell günstigeren Pri-
vatanbietern profitieren. Damit wür-
de sich auf Seiten der Leistungser-
bringer ein wirksamer Preiswettbe-
werb einstellen.
Den grössten Kostenblock des statio-
nären Pflegebereichs betrifft die Be-
treuung und die Hotellerie. Das Ein-
kommen der Pflegebedürftigen reicht 
oft nicht aus, die Kosten von durch-
schnittlich 163 Franken pro Tag zu 
decken, so dass diese auf Ergän-
zungsleistungen zur AHV angewie-
sen sind. Die maximal anrechenbaren 
Kosten für den Pflegeheimaufenthalt 
inkl. Hotellerie betragen aktuell 160 

Franken pro Tag. Problematisch ist, 
dass sich diese am Durchschnitt der 
Kosten in den Heimen orientieren. 
Die EL-Zahlungen sollten sich grund-
sätzlich an jenen Heimen orientieren, 
welche die Unterkunft und Betreu-
ung kostengünstig und effizient er-
bringen. Hinzu kommt, dass sich die 
EL zwischen ambulanter und statio-
närer Pflege unterscheiden. EL zur 
AHV für stationäre Pflege können 
gut und gerne doppelt so hoch wie in 
der ambulanten Pflege ausfallen. Für 
Personen mit einem EL-Anspruch ist 
ein Heimaufenthalt daher im Ver-
gleich zum Verbleib zuhause relativ 
günstig. 
Ökonomisch ist es nicht sinnvoll, 
zwischen den anrechenbaren Kosten 
zuhause und im Heim zu differenzie-
ren. Ein Festmachen der EL-Zahlun-
gen an den Miet- und Lebenshal-
tungskosten zuhause brächte den 
Vorteil, dass damit der finanzielle 
Anreiz reduziert wird, sogar ohne 
Pflegebedarf in ein Heim einzutreten. 
Eine Reduktion der anrechenbaren 
Kosten auf das Niveau der zuhause 
lebenden AHV-Bezüger ist im Sinne 
der Strategie «ambulant vor statio-
när». Die potenziellen Einsparungen 
des Kantons bei den EL zur AHV sind 
beträchtlich. Eine Senkung der Kos-
ten schlägt sich im Verhältnis eins zu 
eins im kantonalen Haushalt nieder. 
Dagegen würden die Ausgaben für 
die Sozialhilfe auf Gemeindeebene 
zunehmen, allerdings deutlich weni-
ger stark als die Einsparungen beim 
Kanton.

Abbildung 2: Entwicklung der Gesundheitsausgaben und der Steuereinnahmen – Kanton Aargau 1990–2015
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 Umverteilung in eigene Wahlkampfkassen

 Kernproblem Bevölkerungswachstum
von Christian Imark, Unternehmer, Nationalrat, Ständeratskandidat, Fehren SO

Fortschritte im Umweltbereich, welche die Schweizerinnen und Schweizer durch Eigenverantwortung erreichen, werden sys-
tematisch schlechtgeredet. Stattdessen wird eine Weltuntergangs-Rhetorik verkündet, die ihresgleichen sucht. Beim Ausstoss 
von Treibhausgasen in der Schweiz fehlt es nicht am Verantwortungsbewusstsein des Bürgers, sondern am politischen Willen, 
das Bevölkerungswachstum zu drosseln. Mit der Aufblähung des Sozialstaates und der persönlichen Bereicherung durch immer 
mehr Umverteilung werden neue Probleme geschaffen und keine gelöst.

Das neue CO2-Gesetz – so viel 
steht schon heute fest – wird 
eine Flut von Verteuerungen 
und Verboten für uns Schwei-
zerinnen und Schweizer mit 
sich bringen. Die Kantone 
werden ihre Hoheit im Gebäu-
debereich verlieren durch 
einen Freipass für bundesbe-
hördlich angeordnete Bevor-
mundung und Regulierung. 
Mit aller Gewalt soll die staat-
liche Beschlagnahmung mas-
siv ausgebaut und über einen 

so genannten Klimafonds umverteilt werden. Flugti-
ckets, Heizöl und Benzin sollen verteuert und neue 
Selbstbedienungstöpfe für Politiker und ihre Verbände 
geschaffen werden.

CO2-Gesetz ohne Wirkung
Der menschgemachte CO2-Ausstoss der Welt nimmt 
jährlich um rund 3 Prozent zu. Der Schweizer Anteil 
dagegen ist rückläufig und beträgt aktuell ein Tau-
sendstel. Trotzdem wird dem Volk über sämtliche 
Medienkanäle vorgetäuscht, das Schweizer CO2-Gesetz 
sei nötig, um die Welt vor dem Untergang zu bewah-
ren, um hiesige Gletscher zu retten und extreme Wet-
terereignisse zu verhindern. Tatsächlich wird das 
neue CO2-Gesetz diesbezüglich keine messbare Wir-
kung entfalten. Wohl aber wird es die Freiheit von 
uns allen spürbar einschränken und den Inhalt eines 
jeden Portemonnaies deutlich reduzieren. Man will 
der Bevölkerung einreden, dass nicht die eigenverant-
wortlich handelnde Schweiz, sondern einzig staatli-
che Umverteilung und Verbote den Ausstoss von Treib-
hausgasen senken könnten.

Weltweit höchste Treibhausgasreduktion
Wer die Zahlen des Bundes genauer analysiert, stellt 
fest, dass die Schweiz ihren Ausstoss seit zehn Jahren 
trotz massiver Bevölkerungszunahme reduziert hat. 
Pro Kopf ergeben sich hochgerechnet bis ins Jahr 2030 
folgende Reduktionszahlen: Wirtschaft -59, Gebäude 
-67, Verkehr -36 und Landwirtschaft -42 Prozent. Ins-
gesamt reduziert die Schweiz ihren Ausstoss an Treib-
hausgasen bis 2030 pro Kopf um 50 Prozent, ohne 
einen einzigen neuen Gesetzesartikel zu verabschie-
den. Diese Zahlen wollen leider nicht ins Bild passen, 

welches uns linke Politiker und Medien einzureden 
versuchen. So wird der weltweit höchste Absenkpfad 
permanent schlechtgeredet. Die entscheidende Pro-
blematik, welche die Gesellschaft dagegen dringend 
angehen müsste, ist das Bevölkerungswachstum in 
der Schweiz und insbesondere weltweit. Die effizien-
testen und saubersten Anlagen und Fahrzeuge sind 
bedeutungslos, wenn sie zahlenmässig explodieren. 
Die Kernfrage für die Zukunft muss also lauten: «Wie 
kann das Bevölkerungswachstum ohne Wohlstands-
verlust gedrosselt werden?»

Sozialismus ins Desaster
Wirft man einen Blick auf aktuellste Entscheide der 
Schweizer Mitte-links-Politik, stellt man ein komplett 
gegenteiliges Verhalten fest. Der kürzlich beschlossene 
Vaterschaftsurlaub befeuert den Ausbau des Sozial-
staates auf Kosten des Mittelstandes und fördert die 
Bevölkerungszunahme. Auch weigert sich Bundesbern 
seit der Nichtumsetzung der Masseneinwanderungs-
initiative partout, die Problematik der Zuwanderung 
zu diskutieren.

Doch damit nicht genug: Anstatt den Einfall europäi-
scher Billigarbeiter einzudämmen, wird die ältere 
Bevölkerungsschicht mit Zusatzrenten immer mehr 
vom Staat abhängig gemacht – ein weiteres Beispiel, 
wie das Bevölkerungswachstum mit dem munteren 
Ausbau des Sozial-Staates befeuert wird. Statt sich 
Gedanken über die desaströsen Auswirkungen die-
ser sozialistischen Politik zu machen, scheinen andere 
Motive im Vordergrund zu stehen: Persönliche Profi-
lierung im linken Medien-Mainstream und die Äuff-
nung eigener Kriegskassen für die nächsten Wahlen 
– auf Kosten der Allgemeinheit.

Christian Imark

Nahezu in ganz Westeuropa kritisieren besorgte 
Stimmen zunehmenden Antisemitismus. Weshalb 
verschliessen jene, welche solche Klage – absolut zu 
Recht – führen, die Augen vor der Tatsache, dass anti-
semitische Unrast in Westeuropa haargenau parallel 
zur Masseneinwanderung aus islamischen Ländern 
zunimmt? Darf man solchen Zusammenhang heut-
zutage nicht mehr feststellen? us
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Die Front verläuft anders 

«Bürgerliche Zusammenarbeit»
Wenn sich als «bürgerlich» bezeichnende Parteien – SVP und FDP – in eidgenössischen Wahlen nicht einmal Listenverbindun-
gen eingehen, dann wird Kritik laut. 

Listenverbindungen bewirken, dass allfällige Rest-
mandate eher dem Partner als der vereinigten Lin-
ken, also der Gegnerschaft zufallen. Abgesehen vom 
Kanton Aargau bestand die FDP vor den National-
ratswahlen 2019 konsequent auf Alleingang. Oder 
sie schloss sich gar – etwa in Graubünden – einem 
Bündnis «Alle gegen die SVP» an. 

Kehrt Besinnung ein?
Sind die Wahlen einmal vorbei, können Vernunft 
und Besinnung zurückkehren. Geschieht das, dann 
erwachsen den Bürgerlichen Chancen in jenen Kan-
tonen, da zweite Wahlgänge für offengebliebene Sitze 

im Ständerat angeordnet werden mussten. 

Wie, so fragt es sich, müsste gute, also 
erfolgversprechende «bürgerliche Zusam-
menarbeit» stattfinden, auf dass sich bür-
gerliche Kandidaten in zweiten Wahlgän-
gen für den Ständerat wirklich durchsetzen? 
Sie müsste auf eine bereits getroffene oder 
eilends noch zu treffende Abmachung abge-
stützt werden, dass auf Konkurrenz zwi-
schen FDP- und SVP-Kandidaten in zweiten 
Wahlgängen konsequent verzichtet wird. 

Dort, wo der FDP-Exponent im ersten Wahlgang 
besser abgeschnitten hat, bliebe er allein im Ren-
nen. Der SVP-Kandidat mit schlechterem Erstergeb-
nis müsste sich zugunsten des FDP-Rivalen aus dem 
Rennen zurückziehen. Dort, wo der SVP-Kandidat im 
ersten Wahlgang obenaus schwang, hätte sich der 
FDP-Konkurrent zurückzuziehen. 

So müsste das plausible, vernünftige, zielgerichtete 
und erfolgversprechende Zeugnis «bürgerlicher 
Zusammenarbeit» aussehen. Was aber geschieht tat-
sächlich im Jahr 2019? 

Zürich
Im Kanton Zürich überwanden sich SVP und Roger 
Köppel einvernehmlich dazu, sich vom zweiten Wahl-
gang fernzuhalten. Dies eröffnet dem FDP-Kandida-
ten Ruedi Noser eine echte Wahlchance. Würde ihn 
die SVP mit eigenem Kandidaten, also mit Roger Köp-
pel bekämpfen, würden voraussichtlich beide bürger-
lichen Kandidaten auf der Strecke bleiben. Der Sitz 
fiele der von allen Linken und Grünen unterstützten 
Jungkommunistin Marionna Schlatter-Schmid zu. 

Dass Noser EU-Turbo war, ist und bleibt, muss die 
SVP herunterwürgen. Auch dass er die SVP im 
Kampf gegen die Masseneinwanderung schmählich 
im Stich gelassen hat, dass er das traurige Nicht-
umsetzungsmanöver gegen die erfolgreiche Volks-
initiative unterstützt hat, dass er die SVP bezüglich 
Begrenzungsinitiative und Verhüllungsverbot erneut 
Arm in Arm mit der Linken bekämpfen will: Auch 
das muss die SVP einfach schlucken – davon ausge-
hend, dass es sich bei Noser um das kleinere Übel 
handelt gegenüber der Jungkommunistin Marionna 
Schlatter. Ist es vermessen, von der FDP im Gegen-
zug gleiche politische Vernunft im Dienste «bürger-
licher Zusammenarbeit» zu erwarten – zum Beispiel 
auch im Kanton Bern? 

Bern
Im Stande Bern besässe Nationalrat Werner Salz-
mann, SVP-Kantonalpräsident und Schweizer Schüt-
zenpräsident, im zweiten Wahlgang für den Stän-
derat eine echte Erfolgschance – würde ihm eine 
freisinnige Gegnerin aus dem ersten Wahlgang, 
die weit schlechter als Salzmann abgeschnitten 
hat, nicht ganz bewusst den Weg zum Erfolg ver-
sperren. Christa Markwalder – so heisst die hals-
starrige FDP-Frau – verweigert den Rückzug ihrer 
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Kandidatur zugunsten Salzmanns im Sinne bürger-
licher Zusammenarbeit kategorisch. Eigene Erfolgs-
chancen hat Christa Markwalder keine. Aber sie 
wird Salzmann so viele Stimmen wegnehmen, dass 
Regula Rytz als lachende Dritte den Ständeratssitz 
einheimsen wird. 

Natürlich: Berns linke Medien werden Christa Mark-
walder für ihre antibürgerliche Halsstarrigkeit laut-
hals loben. Und von Linken erwartet die Scheinfrei-
sinnige tosenden Applaus – auch wenn sie ihre Stimme 
Rytz geben. Die bürgerliche Wählerschaft, die bür-
gerlichen Steuerzahler werden die trübe Suppe, die 
Christa Markwalder ihnen bereitet, degoutiert aus-
zulöffeln haben … 

Petra Gössi
Kann, wo abgrundtiefer Hass auf die SVP jegliche 
bürgerliche Einsicht und Verantwortung hinweg-
schwemmt, noch von bürgerlicher Zusammenarbeit 
gesprochen werden? Petra Gössi, ihres Zeichens Par-
teipräsidentin der echten und der Scheinfreisinnigen, 
hüllt sich zu dieser Frage in Schweigen. Sie hält sich 
als zu schwach, ein Machtwort zu sprechen, auf das 
ihr Anhang hören würde.

Die politische Front, so scheint es, verläuft nicht 
mehr zwischen Bürgerlichen und Sozialisten. Sie 
verläuft zwischen jenen, die auf die Eigenständig-
keit der Schweiz pochen, die auf Direkte Demokratie, 
auf Föderalismus, auf Neutralität, auf eine freiheit-
liche Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung bauen. 
Und jenen Anderen, die Land und Freiheit dem Aus-
verkauf preisgeben, die unablässig nach Brüssel 
schielen, auf Dirigismus und Bevormundung bauen, 
zentralisiert bei der Funktionärsbürokratie – stur 
glaubend, im Brüsseler Funktionärsmoloch winke 
auch ihnen ein lukratives Pöstchen, wie es all jenen 
dort reserviert bleibt, welche Eigenständigkeit und 
Freiheit ihrer Länder dem Ausverkauf preisgegeben 
haben. 

Das, was einst «bürgerliche Zusammenarbeit» aus-
machte, verkommt daneben zum abgestandenen Fos-
sil einer Zeit, da das Einstehen fürs eigene Land, für 
Sicherheit, Freiheit, Eigenständigkeit, noch partei-
übergreifenden Konsens darstellte. 

Zahlen
Inzwischen ist erwiesen, dass die SVP sieben ihrer 
zwölf Sitzverluste der FDP-Weigerung für Listenver-
bindungen verdankt. Die FDP verliert ob ihrer Eigen-
sinnigkeit weitere vier Sitze. Zusammen elf Sitze, die 
Linksgrün zugefallen sind, die den Bürgerlichen die 
in den letzten vier Jahren etablierte Mehrheit im 
Nationalrat kostet. 

Ob diese Lektion die FDP lehrt, politischen Hass hin-
ter bürgerliche Vernunft zurückzustellen? 

us

?

Gehört? Anlässlich der Wahlen bestimmt nicht. Aus-
ser einigen Informierten. Es ist offiziell: die Schweiz 
hat über 8,5 Millionen Einwohner. So das Bundes-
amt für Statistik. Die Illegalen nicht eingerechnet. 
Die masslose Zuwanderung wird von den verklär-
ten Schiggi-Miggis aus der vereinigten Linken, FDP 
und CVP heruntergeredet, die Personenfreizügig-
keit hochgejubelt und der «Fachkräfte»-Zustrom 
herbeigesehnt.

Leider ist es so, dass ein hochqualifizierter US-Bür-
ger oder Norweger einen absurden Behörden-Mara-
thon absolvieren muss, während den Analphabeten 
aus Afrika der behördliche Bückling gemacht wird, 
um schneller als alle Olympia-Sprinter in den Besitz 
einer Niederlassungsbewilligung zu kommen. Jedes 
Jahr kommen im Durchschnitt 40’000 Autos mehr auf 
die Strassen, die Sozialkosten explodieren, und die 
Grün*Innen schwafeln weiterhin im Bedrückten-Mo-
dus vom Klimawandel und Joghurtdeckeli-Sammeln. 
Die «Reproduktionsrate» der Einschleicher ist in ast-
ronomische Höhen gestiegen, aber die ignoranten 
Schampus-Säufer und Baldriantee-Schlürfer haben 
davon noch nichts mitbekommen.

*
Mobilmachung in Kroatien. Die kroatische Regie-
rung hat wegen den zu erwartenden Massen an 
«Flüchtlingen» 1’800 Polizisten aus der Rente 
zurückgeholt und wieder in Dienst gestellt. Innert 
vier Wochen eine Aufstockung des Bestandes um 10 
Prozent! Auch die Ausrüstung ist vorhanden. Fast 
wie bei uns! Vor allem die Grenzen nach Bosnien 
sollen strenger kontrolliert werden. Offenbar haben 
sie dort sehr gute Informationen.
 Tis Hagmann

Frage der Woche – Lösung
Am 25. Oktober 2019 fragte die «Schweizerzeit»: 
Wie hoch schätzen Sie den durchschnittlichen 
Jahres-Bruttolohn der 37’631 Bundesangestell-
ten – Hilfspersonal miteingerechnet?

A  82’000 Franken B 107’000 Franken
C 123’000 Franken D 144’000 Franken

Richtig ist die Antwort C: Der durchschnittliche 
Jahres-Bruttolohn beträgt satte 123’000 Franken, 
also weit mehr als ein hart arbeitender «Mittel-
ständler» durchschnittlich verdient.

Der ausgeloste Gewinner / die Gewinnerin wird zu 
einer «Schweizerzeit»-Tafelrunde (Nachtessen für 
zwei Personen mit dem «Schweizerzeit»-Verlags-
leiter Ulrich Schlüer) eingeladen.
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Die Schweiz und der Uno-Migrationspakt (I)

Wie es dazu kam
Im September 2016 fand auf Initiative des Generalsekretärs ein «Uno-Gipfeltreffen» zur «grossen Flucht- und Migrations-
bewegung 2015/2016» statt. Die Schweiz war an diesem Gipfeltreffen durch Bundesrätin Simonetta Sommaruga vertreten. 

Das Gipfeltreffen schloss mit dem einstimmig getrof-
fenen Beschluss, wonach im Rahmen der Uno bis 2018 
ein Migrationspakt auszuarbeiten sei. Der Präsident 
der Uno-Generalversammlung beauftragte den in 
New York residierenden Schweizer Uno-Botschafter 
Jürg Lauber sowie den mexikanischen Uno-Botschaf-
ter Juan José Gomez Camacho mit der Leitung der 
Verhandlungen, aus denen der Migrationspakt her-
vorgehen sollte. 

Die Ernennung Laubers erfolgte aufgrund eines zwi-
schen Bundesrätin Simonetta Sommaruga (Vorste-
herin des Justizdepartements, EJPD) und Bundes-
rat Didier Burkhalter (damals noch Vorsteher des 
Departements für Auswärtiges, EDA) abgesproche-
nen Vorschlags.

Botschafter Jürg Lauber
In seiner «Informationsnotiz zur Haltung der Schweiz 
zum Uno-Migrationspakt», veröffentlicht anlässlich 
der Präsentation der deutschen Übersetzung des 
Uno-Migrationspakts am 30. Juli 2018, äussert sich 
der Bundesrat zur Funktion von Botschafter Jürg 
Lauber wörtlich wie folgt: 

«In dieser Funktion vertrat Botschafter Lauber nicht 
die Position der Schweiz, sondern musste einen erfolg-
reichen Abschluss der Verhandlungen sicherstellen. 
Seine Nominierung ist eine Anerkennung der wich-
tigen Rolle, welche die Schweiz seit knapp zwanzig 
Jahren in der Weiterentwicklung der globalen Migra-
tionsgouvernanz eingenommen hat. Der erfolgreiche 
Abschluss dieser Verhandlungen hat das multilaterale 
Profil der Schweiz, ihre Positionierung als innovative 
globale Akteurin sowie ihre Glaubwürdigkeit als ver-
lässliche und umsichtige Partnerin gestärkt. 

Die Verhandlungsposition der Schweiz stützte sich (…) 
auf die migrationspolitischen Schwerpunkte, wie sie 
vom Bundesrat und vom Parlament vorgegeben sind.» 

Verfassungsbruch
Bemerkenswert in diesem Zusammenhang ist: Das 
Nein von Volk und Ständen vom 9. Februar 2014 und 
die seither in der Schweizerischen Bundesverfassung 
verankerte, unzweideutige Absage an die Massen-
einwanderung findet in der gesamten bundesrätli-
chen Dokumentation zum Uno-Migrationspakt mit 
keinem einzigen Wort Erwähnung. Diesen Volksent-
scheid zählen die EDA-Funktionäre offensichtlich 
nicht zu den «migrationspolitischen Schwerpunkten» 
von Bundesrat und Parlament. Der Volksentscheid 
zählt für die Verwaltung nicht, nachdem Mehrheiten 
in National- und Ständerat dessen Nichtumsetzung 
festgelegt haben. So eifrig die EDA-Funktionäre «ver-
lässliche und umsichtige Partner» des Uno-Apparats 
sein wollen, so wenig scheren sie sich um Volksent-
scheide und um Schweizer Verfassungsvorgaben. 

Aufschlussreich in der bundesrätlichen «Informati-
onsnotiz» ist auch der hervorgehobene Standpunkt 
des Bundesrats, wonach die Übertragung der Ver-
handlungsführung für den Uno-Migrationspakt an 
den Schweizer Diplomaten Jürg Lauber allein auf 
einer Absprache zwischen Bundesrätin Sommaruga 
und Bundesrat Burkhalter beruht – nicht auf einem 
Entscheid des Gesamtbundesrats. 

Bundesrat Cassis übergangen?
Das lässt Rückschlüsse zu auf die seltsamen Vor-
gänge rund ums Bekanntwerden der schweizerischen 
Urheberschaft am Uno-Migrationspakt im Spätherbst 
2018. 
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Bundesrat Ignazio Cassis, heute im Bundesrat feder-
führend für den Uno-Migrationspakt, soll offenbar 
erst im Spätsommer 2018, anlässlich seines Antritts-
besuchs beim Uno-Generalsekretär in New York, von 
der Schweizer Teilhaberschaft an der Erarbeitung 
des Uno-Migrationspakts erfahren haben. «Bedau-
erlicherweise» sei – erfuhr man nach Nachforschun-
gen im Bundeshaus – eine ausreichende Informierung 
anlässlich der EDA-Amtsübergabe von Bundesrat 
Burkhalter an seinen Nachfolger Bundesrat Cassis 
aus nicht mehr eruierbaren Gründen irgendwie «ver-
gessen gegangen» … 

Eine durch und durch unglaubwürdige Information, 
kann man doch den bundesrätlichen Begleitdokumenten 

zum Uno-Migrationspakt entnehmen, dass zahlreiche 
Amtsstellen im EDA und im EJPD an den Formulie-
rungsarbeiten des Schweizer Uno-Botschafters für den 
Migrationspakt beteiligt waren. Geschieht solches im 
Bundeshaus zu Bern, ohne dass der Departementschef 
davon erfährt?   

Die «Schweizerzeit» wird Entstehung, Beweg-
gründe, Inhalt und Ziele des Uno-Migrationspakts 
in einer mehrteiligen Artikelfolge ihren Leserin-
nen und Lesern im Detail zur Kenntnis bringen. Die 
nächste Folge wird offenlegen, welchen Zweck das 
EDA namens der Schweiz dem Uno-Migrationspakt 
zuschreibt.

us  

Ihr Ansprechpartner Markus Müller informiert Sie über
alle Möglichkeiten und berät Sie gerne. 
Tel: 041 725 35 45 Email: markus.mueller@mpmswiss.com

KOMPETENT, UNABHÄNGIG, ERFOLGREICH
MPM SWISS AG · Riedstrasse 11 · 6330 Cham · www.mpmswiss.com

Schweizer Werte
in der Vermögensverwaltung

seit 1983

Die Afrikanisierung Europas 
Europa stellt heute noch sieben Prozent der Weltbevöl-
kerung – Tendenz bezüglich europäischer Bevölkerung 
sinkend, bezüglich eingewanderter Bevölkerung aus 
Nahost und Afrika markant steigend. Und Europa er-
bringt noch siebzehn Prozent der gesamten weltwirt-
schaftlichen Produktion – Tendenz sinkend. Europa 
trägt jedoch heute volle 50 Prozent der weltweit an-
fallenden Soziallasten – Tendenz als Konsequenz der 
Masseneinwanderung deutlich steigend.

Zahlen, welche die verheerend rasch fortschreitende 
wirtschaftliche und kulturelle Ausblutung des abend-
ländischen Europa dokumentieren. Wird Europa 
weiterhin solch rigoroser Ausbeutung als Folge der 
ungehindert stattfindenden Masseneinwanderung aus-
gesetzt, so werden jene wirtschaftlichen, kulturellen 
und staatspolitischen Errungenschaften, welche vom 
abendländischen Europa aus die ganze Welt massgeb-
lich beeinflusst und bereichert haben, bereits in der 
zweiten Hälfte des jetzigen Jahrhunderts regelrecht 
«wegkonsumiert» sein. Von Europa wird bis dann nur 
noch ein geografischer Begriff übrig sein.

Auch Afrika, der Ursprungskontinent der Massenmi-
gration, wird von der in Gang gekommenen Völker-
wanderung keinerlei Profit ziehen. Solange die Leis-
tungsfähigsten der jungen Afrikaner sich allein am 
Ziel orientieren, sich in Europa in den hier geschaffe-
nen Errungenschaften ein Gratis-Dasein zu sichern, 
solange fehlt Afrika jene Generation, auf die es zur 
Modernisierung des eigenen Kontinents insbesondere 
auf wirtschaftlicher, aber auch auf anderen Ebenen 
unverzichtbar angewiesen ist. Afrika blutet aus, wie 
Europa ausgesogen wird. 

Motor dieses Zerstörungswerks ist jene internationa-
le Funktionärskaste, die sich in den internationalen 
Organisationen, insbesondere in der Uno, breitmacht. 
Mit dem Uno-Migrationspakt will diese machtgierige 
Funktionärskaste die Völker – alle Völker – sämtlicher 
demokratischer Einflussmöglichkeiten auf die Einwan-
derungspolitik berauben. 

Europa scheint ausersehen, das erste Opfer dieser frei-
heits- und menschenfeindlichen Politik zu werden. 

us 
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Ein Augenschein in der Festung Furggels, Pfäfers (Teil 1)

 Furggels, eine der grössten
 Festungen der Schweiz
hf. Kurz vor und während dem Zweiten Weltkrieg – und auch während dem «Kalten Krieg» – wurden zum Schutz unseres 
Landes bekanntlich zahlreiche Festungen, Artilleriewerke, Bunker, Geländehindernisse und -verstärkungen erstellt und viele 
Objekte (Brücken, Tunnels, Engnisse) zur Sprengung vorbereitet. Insgesamt eine gewaltige Leistung. Die «Schweizerzeit» hat 
eine der grössten und feuerstärksten Festungen – die Festung Furggels bei Pfäfers – besucht. Der nachfolgende Bericht zeigt 
die Bedeutung und die Dimensionen der Festung damals. Der Teil 2 in der nächsten «Schweizerzeit» wird die heutige Nutzung 
der gewaltigen Anlage erläutern, die sich jetzt im Privatbesitz befindet.

Gegen Ende der 30er Jahre, als Hitlerdeutschland 
immer aggressiver auftrat und massiv aufrüstete und 
sich die drohenden Gewitterwolken eines Krieges über 
Europa zusammenzogen, haben die Verantwortlichen 
in der Schweiz rasch gehandelt. Vor allem ab 1938/1939 
wurde der Bau von Verteidigungsanlagen aller Art vor-
angetrieben. Und als die Schweiz nach der Kapitulation 
Frankreichs im Juni 1940 fast vollständig von den Ach-
senmächten eingeschlossen und damit ein Angriff von 
allen Seiten denkbar war, befahl General Henri Guisan 
bekanntlich den Bezug des Reduits, der Alpenfestung, 
durch das Gros der Armee. 

Zu den wichtigsten Festungen des Reduit gehörten der 
St. Gotthard, St. Maurice und der Festungsgürtel von 
Sargans, u.a. mit der Festung Furggels. Diese war eine 
der feuerstärksten im Sarganserland und in der gan-
zen Ostschweiz. Sie wurde ab November 1939 innert 
drei Jahren für rund fünf Millionen Franken gebaut. 
Anfänglich besass die Festung vier 10,5 cm-Panzer-
turmkanonen, schwenkbar um 360 Grad. 1946 wur-
den zusätzlich vier Bunkerkanonen, Kaliber 15 cm, ein- 
gebaut. Damit besass Furggels, das drei «Etagen» 
umfasst, eine gewaltige Feuerkraft. 

Die Festung Furggels «beherbergte» insgesamt ein Fes-
tungsbataillon mit rund 600 Mann und war völlig aut-
ark, sodass die Mannschaft darin ein halbes Jahr hätte 
kämpfen und überleben können. Ab dem Haupteingang 
konnte man mit einem Lastwagen bis zu einer grossen 
Kaverne fahren, wo der Güterumschlag erfolgte. Die 
Fahrzeuge konnten auf einer Drehscheibe auf kleins-
tem Raum wenden. Die Infrastruktur umfasste 192 
Räume, Geschützstellungen, verschiedene Munitions-
magazine, eine Rettungsstation, ein Spital – inklusive 
Werkstätte, Maschinenraum, Telefonzentrale, sowie 
Mannschaftsunterkünften mit 541 Betten, Küche, Kan-
tine, sanitäre Anlagen etc. Ein Wasserreservoir mit 
1,8 Millionen Liter Wasser sowie riesige Generatoren 
machten die Festung von der Aussenwelt unabhängig. 
Zu jedem Geschützturm führte ein Munitionsaufzug 
– und jeder Geschützraum wurde durch eine eigene 
Entlüftungsanlage nach jedem Schuss sofort entlüftet, 
sodass die Geschützmannschaft ohne Schutzmaske 
arbeiten konnte. Bis 1999 wurde die Festung stets auf 

den neuesten Stand der Technik gebracht – mit Gas-
schleusen, Atomfilteranlagen und dergleichen. Alle 
Geschütze, die Dieselmotoren und ein Teil der Infra-
struktur sind immer noch vorhanden.

*
Leider geht die Schweiz – sprich die Verantwortlichem 
im VBS und die Politik – im Zeitalter der «Weiterent-
wicklung der Armee» (WEA) allzu nachlässig mit der-
artigen Festungswerken und Anlagen um. Mindestens 
ein Teil müsste soweit unterhalten werden, dass sie not-
falls zumindest wieder als Schutzräume benützt wer-
den könnten. Ein besonders skandalöses Kapitel ist die 
Liquidation der rund 100 Festungsminenwerfer, eines 
modernen, sehr wirksamen Waffensystems; damit wird 
ein Wert von rund einer Milliarde Franken vernichtet. 
Wenn dem übereilten Abbau von Anlagen, Waffen und 
Geräten nicht endlich Einhalt geboten wird, ist es bald 
definitiv zu spät.

Hans Fehr 

Zufahrt auch für Lastwagen
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Munitionsaufzug zu einer 10,5 cm-PanzerturmkanoneOberstleutnant Hans Fehr mit einer 10,5 cm-Granate

Getarnte Stellung einer 10,5 cm-Panzerturmkanone

Eine 15 cm-Festungskanone in Feuerstellung mit Kettenschutz
(gegen Handgranaten etc.)

Die zentrale Feuerleitung
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Zürcherstrasse 124 Postfach 322
8406 Winterthur
Telefon 052 / 235 80 00

Ihr Immobilientraum?
4 ½ - 5 ½ Zi. Terrassenwohnungen
8955 Oetwil a.d. Limmat, R. Schiesser Tel. 044 316 13 21
Preis auf Anfrage, Bezug auf Anfrage
www.lerchpartner.ch/Immobilientraum

1.5 Zi., 3 Zi. und 4 Zimmer Mietwohnung
8708 Männedorf, Rolf Flacher Tel. 052 338 07 09
Miete ab 1‘400.- p/Mt. exkl NK, Bezug nach Vereinb.
www.loft-neugut.ch

4 ½ Zi. Terrassenwohnungen
8413 Neftenbach, Rolf Flacher Tel. 052 338 07 09
Preis auf Anfrage, Bezug ab Winter 2020/21
www.chlimbergsteig.ch

6 ½ und 7 ½ Zi. Doppel-Einfamilienhäuser
8913 Ottenbach, Chiara Moser Tel. 044 316 13 47
Preis ab 1‘261‘000.-, Bezug ab Frühling 2021
www.nidolino-ottenbach.ch

3 ½ und 5 ½ Zi. Eigentumswohnung
8302 Kloten, Kevin Braunwalder Tel. 043 255 88 88
Preis ab 936‘000.-, Bezug ab Winter 2020/21
www.panoramaweg-kloten.ch

4 ½ und 5 ½ Zi. Eigentumswohnungen
8484 Weisslingen, Ramona Schiesser Tel. 044 316 13 21
Preis ab CHF 1‘111‘000.-, Bezug ab Winter 2020/21
www.paradislig.ch

5 ½ und 6 ½ Zi. Doppel-Reihen-Einfamilienhäuser
8414 Buch am Irchel, Rolf Flacher Tel. 052 338 07 09
Preis ab 905‘000.-, Bezug ab Frühling 2020
www.wilerbuch.ch

3 ½ - 5 ½ Zi. Wohnungen, 5 ½ u. 6 ½ Zi. DEFH und REFH
8127 Aesch-Maur, Ramona Schiesser Tel. 044 316 13 21
Preis auf Anfrage, Bezug auf Anfrage
www.lerchpartner.ch/Immobilientraum

3 ½ - 5 ½ Zi. Eigentumswohnungen
8953 Dietikon, Ramona Schiesser Tel. 044 316 13 21
Preis ab CHF 771‘000.-, Bezug ab Frühling 2021
www.duo-dietikon.ch

5 ½ Doppel-Einfamilienhäuser
8332 Rumlikon, Ramona Schiesser Tel. 044 316 13 21
Preis ab 1‘291‘000.-, Bezug ab Sommer 2021
www.grueens-doerfli.ch

4 ½ und 5 ½ Terrassenwohnungen
8103 Unterengstringen, R. Schiesser Tel. 044 316 13 21
Preis ab CHF 1‘841‘000.-, Bezug ab Frühling 2021
www.sparrenberg.ch

2 ½ - 4 ½ Zi. Eigentumswohnungen
8493 Saland, Rolf Flacher Tel. 052 338 07 09
Preis ab 396‘000.-, Bezug ab Herbst 2020
www.ammuelibach.ch

5 ½ Zi. Einfamilienhäuser
8458 Dorf, Rolf Flacher Tel. 052 338 07 09
Preis auf Anfrage, Bezug auf Anfrage
www.calmacasa.ch

4 ½ und 5 ½ Eigentumswohnungen
8332 Rumlikon, Ramona Schiesser Tel. 044 316 13 21
Preis ab 881‘000.-, Bezug ab Sommer 2021
www.grueens-doerfli.ch

3 ½ - 5 ½ Zi. Eigentumswohnungen
8404 Stadel/Winterthur, Rolf Flacher Tel. 052 338 07 09
Preis auf Anfrage, Bezug auf Anfrage
www.lerchpartner.ch/Immobilientraum

4 ½ und 5 ½ Zi. Eigentumswohnungen
8118 Pfaffhausen, Rolf Flacher Tel. 052 338 07 09
Preis ab 1‘181‘000.-, Bezug ab Herbst 2020
www.luckenholz.ch

4 ½ und 5 ½ Zi. Eigentumswohnungen
8152 Glattbrugg, Ramona Schiesser Tel. 044 316 13 21
Preis auf Anfrage, Bezug auf Anfrage
www.glattwies.ch

3 ½ und 5 ½ Zi. Terrassenwohnungen
8615 Wermatswil, Ramona Schiesser Tel. 044 316 13 21
Preis ab CHF 1‘116‘000.-, Bezug ab Winter 2020/21
www.leuberg.ch

5 ½ Zi. Attika-Terrassenhaus
8309 Birchwil, Ramona Schiesser Tel. 044 316 13 21
Preis 2‘059‘000.-, Bezug ab Sommer 2020
www.mira-birchwil.ch

Wir nehmen an den folgenden 

Immobilienmessen teil:Immobilienmessen teil:

SVIT Immobilien-Messe in Zürich
27. - 29. März 2020, Lake Side Zürich

Eigenheimmesse Schweiz in Zürich
3. - 6. Sept. 2020, Messe Zürich, Halle 5

3 ½ - 5 ½ Zi. Eigentumswohnungen
8545 Rickenbach, Rolf Flacher Tel. 052 338 07 09
Preis auf Anfrage, Bezug auf Anfrage
www.lerchpartner.ch/Immobilientraum

Haben Sie ein Grundstück auf dem 
Immobilienträume verwirklicht 
werden können?

Melden Sie sich bei unserem Chef         
ulrich.koller@lerchpartner.ch oder
per Telefon 052 235 80 00.

Alle Objekte im Überblick:
www.lerchpartner.ch/Immobilientraum

4 ½ Zi. Eck-Einfamilienhaus
8118 Pfaffhausen, Rolf Flacher Tel. 052 338 07 09
Preis 1‘491‘000.-, Bezug ab Herbst 2020
www.luckenholz.ch
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Rekord an Ausreisepflichtigen in Deutschland: Es 
sind, aktueller Stand, rund 242’000 Personen. Sie 
heissen neu «Ausländer, die durch eine Duldung vor 
Abschiebung geschützt sind.» Also die Geduldeten. 
Kein Witz. Sie sind im Besitz einer «Duldungs-Ver-
fügung». Demgegenüber gilt die Tatsache, dass die 

Armutsquote in Deutschland in den letzten 20 Jahren 
von 10,5 auf fast 17 Prozent zugenommen hat. Nach-
brenner: 51,7 Prozent der deutschen Rentner «ver-
fügen» über eine Netto-Rente von etwa 900 Euro. 
Immer mehr Arme, immer mehr Sozial-Schmarot-
zer, immer mehr Ausgesteuerte. Und immer mehr 
Rentner, die in die Alters-Armut getrieben werden. 
Aber wir wissen ja (O-Ton der Arroganz), die Regie-
rung in Berlin ist deswegen «nicht besorgt».

Tis Hagmann

Grüne Welle im Bundesrat?
Im Juli 2019 knackte der bedeutendste 
Schweizer Aktienindex «Swiss Mar-
ket Index» (SMI) erstmals in seiner 
Geschichte die Grenze von 10’000 
Punkten. Drei Monate später erreich-
ten die Grünen ihr bestes Wahlergebnis 
in der Schweizer Polit-Geschichte. Die 
zeitliche Parallelität ist nicht zufällig. 

Umweltthemen mobilisieren bei Wahlen, wenn exis-
tentielle Probleme in den Hintergrund treten: Wirt-
schaftliche Schwierigkeiten, Gefahren für die natio-
nale Sicherheit; Verhältnis zu Europa – all dies stand 
im Wahljahr 2019 im Hintergrund.

Gutsituierte Studenten mögen bei Klima-Kundgebun-
gen die Abschaffung des Kapitalismus fordern; auch 
das Verhältnis der Grünen zur liberalen Marktwirt-
schaft ist gespalten. In der politologischen Realität 
sind die Grünen aber auf eine florierende Wirtschaft 
angewiesen, denn in Rezessionszeiten gewinnt man 
mit Klimathemen keine Wahlen.

Gerade angesichts dieser Fragilität des grünen Wahl-
erfolgs erstaunt es nicht, dass die grüne Parteipräsi-
dentin unlängst proklamiert hat: «Wir gehören in den 
Bundesrat.» Zumindest im heutigen Zeitpunkt sind die 
Grünen, berücksichtigt man National- und Ständerat, 
aber nach wie vor nur die fünftgrösste Partei, und 

daran dürften auch die verbleibenden Ständeratswah-
len kaum etwas ändern.

Nach jahrzehntelanger Praxis haben in der Schweiz 
die drei grössten Parteien Anrecht auf je zwei Bundes-
räte – und die viertgrösste Partei auf einen Sitz. Die 
Grünen haben also nach wie vor keinen Anspruch. Zur 
Legitimation eines grünen Bundesrats muss also eine 
neue Berechnungsweise her: SVP und FDP seien im 
Bundesrat übervertreten, da sie im Parlament keine 
Mehrheit hätten, ist zu hören. In den favorisierten 
Rechenspielen der Grünen gäbe es für die SP zwei 
und für die CVP sowie die Grünen je einen Bundes-
rat. Dumm ist nur: Auch SP, Grüne und CVP haben 
zusammen im Parlament keine Mehrheit. Ganz abge-
sehen davon ist die Zusammenfassung der Sitze von 
FDP und SVP willkürlich. Gerade in der Umweltpolitik 
unterscheiden sich die Parteien inzwischen markant.

Übrigens: Im Jahr 1999 wurde die SVP erstmals wäh-
lerstärkste Partei und war im Parlament drittstärkste 
Kraft – vor der CVP. Die SVP musste dennoch mehrere 
Jahre lang warten und weitere Wahlen gewinnen, bis 
ihr der zweite Sitz im Bundesrat gewährt wurde. Somit 
gibt es keinen sachlichen Grund, aufgrund eines grü-
nen Hypes ohne Aussicht auf Beständigkeit sofort jahr-
zehntealte Spielregeln zu ändern.

Patrick Freudiger

CH-7742 POSCHIAVO

Postfach 71, 8192 Glattfelden

Hoodie & Zoodie 
www.patriot.shop
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Erlebnisse aus 35 Jahren aktiver Politik (Teil 35)

 Damals in der SVP
von Hans Fehr, a. Nationalrat, Eglisau ZH

Kurz nach der Jahreswende 
1995/96 folgen sich zwei Gross-
ereignisse Schlag auf Schlag: Am 
Freitag, dem 26. Januar, findet die 
legendäre «Albisgüetlitagung» 
bereits zum achten Mal statt – und 
am Tag darauf wird Ueli Maurer 
in Frauenfeld als Nachfolger von 
Hans Uhlmann zum neuen Präsi-
denten der SVP Schweiz gewählt. 

Zur Albisgüetlitagung: Sie ist bis heute nicht mehr weg-
zudenken – als  kraftvolle, richtungsweisende Kundge-
bung mit landesweiter Ausstrahlung, an der Christoph 
Blocher den politischen Kompass für das neue Jahr 
einstellt – und an welcher die Vertretung des Bundes-
rates das letzte Wort hat. Diesmal ist es der legendäre 
Jean-Pascal Delamuraz, ehemaliger Stadtpräsident von 
Lausanne, eine politische Saftwurzel sondergleichen, 
«homme politique» mit welschem Charme – dem «vin 
blanc» ganz und gar nicht abgeneigt. (An einer andern 
Veranstaltung in Gossau ZH kann er wegen anderer Ver-
pflichtungen nur eine knappe halbe Stunde auftreten. Er 
spricht mitreissend und volksnah wie immer – und die 
Karaffe mit Weisswein, die auf dem Rednerpult steht, 
ist bei seinem «Adieu mes amis, auf revoir!» wie von 
Zauberhand leer.)

Auch im Albisgüetli ist er mit seinem «Kasernenschwy-
zerdütsch» im Element. Er bricht das Eis sofort  mit 
einigen träfen Sprüchen wie «Wegen der zusätzlichen 
Weissweinimporte (die er kurz vorher gegen heftigen Wi-
derstand bewilligte – Anm. d. Red.) hat man mir die rote 
Karte gezeigt. Ich trinke jetzt Rotwein und hoffe auf die 
‹carte blanche› ». Dann umschifft er als EU-Befürworter 
die europapolitische Klippe vor dem kritischen Publikum 
mehr oder weniger elegant. Noch am 6.12.1992 hatte er 
wegen dem EWR-Nein von einem «schwarzen Sonntag» 

gejammert. Er plädiert nach wie vor für die «Öffnung» 
der Schweiz – und bringt als Argument die Probleme der 
Teigwarenproduzenten. Diese – so Delamuraz – hätten 
grosse Exportschwierigkeiten in die EU, weil Brüssel die 
Einfuhrzölle für Teigwaren aus «Drittstaaten» mehr als 
verdreifacht habe.

Dennoch schliesst er mit dem Appell: «Denken wir posi-
tiv! Die Schweiz von morgen ist eine Schweiz, die wagt, 
die gemeinsam und solidarisch handelt und ihre Zukunft 
selber gestaltet!» (Meine bescheidene Frage: «Wie geht 
Letzteres, wenn wir in der EU sind?»)

*
Am Tag darauf, am Samstag, dem 27. Januar 1996, wird 
Nationalrat Ueli Maurer einhellig zum neuen schweize-
rischen SVP-Präsidenten gewählt. Er ist ein würdiger 
Nachfolger von Hans Uhlmann und wird in den zwölf 
Jahren seiner Präsidentschaft (bis Toni Brunner im 
Frühjahr 2008 das Ruder übernimmt) Hervorragendes 
leisten: Die SVP steigert ihren Wähleranteil von 14,9 Pro-
zent (1995) sowohl 1999 und wiederum 2003 und 2007 
auf schliesslich gegen 30 Prozent und wird definitiv zur 
mit Abstand stärksten Kraft im Land. Aber erst 2003 
wird uns nach langem Kampf der längst fällige zweite 
Bundesratssitz in der Person von Christoph Blocher «zu-
gestanden». 

Zwischenbemerkung: Wenn nun lauthals nach einem 
grünen Bundesratssitz gerufen wird, dann wäre es das 
Mindeste, dass sich diese Herrschaften wenigstens 1x (im 
Jahre 2023) bestätigen müssten. Die SVP musste wesent-
lich länger warten!

Der Erfolg unter der Führung von Ueli Maurer muss 
hart erarbeitet werden. Schon bei seiner kurzen An-
trittsrede in Frauenfeld springt er leichtfüssig auf die 
Bühne, dankt in kurzen Worten für das Vertrauen und 
meint: «Ich habe drei Punkte, die mir als Parteipräsident 

RIESLING-SYLVANER (2018)
PINOT NOIR Selection (2018)
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wichtig sind: Erstens wer-
den wir den Wählerauftrag 
erfüllen mit einer klaren, 
verständlichen, geradlini-
gen liberal-konservativen 
Politik, und wir werden im 
bürgerlichen Lager noch 
mehr Führungsverantwor-
tung übernehmen. Zwei-
tens muss unsere Politik 
offensiver werden. Drittens: 
Unsere Schwerpunkte sind 
die wichtigsten aktuellen 
Probleme, welche die Leute 

beschäftigen: Als Mittelstandspartei sind wir die Partei 
der kleinen und mittleren Unternehmer, des Gewerbes, 
der Bauern und der mittelständischen Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer. Es geht für uns in einer unab-
hängigen Schweiz darum, der Wirtschaft bestmögliche 
Rahmenbedingungen zur Verfügung zu stellen. Höchste 
Priorität geniessen die dauerhafte Sanierung der Bun-
desfinanzen, die Sicherung der Sozialwerke sowie die 
Sicherheit unseres Landes.» (Diese Punkte sind wahrlich 
immer noch hochaktuell.)

Ueli Maurer leistet in der Folge eine gewaltige Arbeit 
und bringt die SVP auch in der Romandie und im Tessin 

auf Vordermann. Er bündelt die Kräfte auf allen Stufen 
und gründet  schweizweit rund 600 neue Ortssektionen, 
also jede Woche eine neue Sektion. Und er versteht es  – 
wie Christoph Blocher – meisterhaft, die Dinge auf den 
Punkt zu bringen und scheinbar «komplexe» Probleme 
verständlich darzustellen und zu lösen. Und diese Fä-
higkeit hat er bekanntlich auch als Bundesrat behalten. 

PS: Es gilt immer noch, was einst unser Bundesrat Rudolf 
Gnägi gesagt hat: «Politik ist eine beharrliche Dauerleis-
tung.» Dies sei jenen Politikern und Politikerinnen ins 
Stammbuch geschrieben, die glauben, mit etwas Twittern, 
Facebook und Instagram sei die Arbeit gemacht. 

(Fortsetzung folgt) Hans Fehr

Samstag, 9. November 2019, 09.15 Uhr
«Schweizerzeit»-Herbsttagung zur EU-Frage    
Referat «Panaschieren oder Parteienherrschaft» von
Dr. h. c. Beat Kappeler, Publizist, Hinterkappelen/BE, danach Podium
«Die Schweiz und die EU: Wie weiter?» 
mit Beat Kappeler, Pedro Reiser, Prof. Rolf Weder und Urs Vögeli  
Hotel Hilton Flughafen, Hohenbühlstrasse 10, 8152 Opfikon/ZH  

Samstag, 16. November 2019, 10.30 Uhr
Schlacht am Grauholz 
Was geschah am Vorabend der Schlacht? Eine Spurensuche mit
Dr. phil. Jürg Stüssi-Lauterburg, Historiker, Windisch/AG 
Treffpunkt: Hauptportal Berner Münster, Münsterplatz 1, 3000 Bern 

Sonntag, 17. November 2019, 14.00 Uhr
Ustertag 2019   
Festansprache von Regierungsrat Ernst Stocker. Vorrede: Nationalrat 
Philipp Kutter (CVP/ZH).  Musikalische Umrahmung    
Reformierte Kirche, Zentralstrasse 40, 8610 Uster/ZH 

Samstag, 23. November 2019, 10.30 Uhr
«Schweiz-EU: Was ist zu tun?»  
Impuls-Referate von Dr. Christoph Blocher, a. Bundesrat, und
Reiner Eichenberger, Ökonom, Universität Fribourg, anschliessend 
Diskussion mit dem Publikum  
Hotel Mariott, Neumühlequai 42, 8006 Zürich 

Dienstag, 3. Dezember 2019, 19.30 Uhr
Ja zur Schweiz  
Vortrag und Diskussion mit Ulrich Schlüer    
Hotel-Restaurant Glockenhof (Saal London), Sihlstrasse 33,
8001 Zürich 

Dienstag, 10. Dezember 2019, 19.30 Uhr
Info-Abend «EU-Rahmenvertrag (InstA)»  
Worum geht es? Wie aktiv werden in der Meinungsbildung?   
Mit Werner Gartenmann (Auns) und Ulrich Schlüer, «Schweizerzeit»
Hotel Aarauerhof, Bahnhofplatz 2, 5000 Aarau 

Die «Schweizerzeit»-Agenda

Ich abonniere das «Schweizerzeit»-Magazin.
Preis bis Ende 2020: nur Fr. 80.– 

Name/Vorname:

Strasse/Nr.:

PLZ/Ort:

Mail-Adresse:

Wenn Sie uns Ihre Mail-Adresse mitteilen, erhalten Sie zu-
sätzlich kostenlos allwöchentlich unser aktuelles «Brisant» 
per Mail. Eine Weitergabe Ihrer Mail-Adresse findet nicht 
statt.

Datum:   Unterschrift: 

Einsenden an: «Schweizerzeit», Postfach 54, 8416 Flaach,

Tel.: 052 301 31 00, Fax 052 301 31 03
E-Mail: abonnement@schweizerzeit.ch

KEIN MONOPOL DEM 
EU-SÜCHTIGEN MEDIEN-
EINTOPF IN DER SCHWEIZ

Jean-Pascal Delamuraz
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BESTSELLER

Büchertisch

Eine Lehrerin sieht rot

Mini-Machos, Kultur-Clash, Gewalt in der Schule 

und das Versagen der Politik 

Doris Unzeitig 
Die Autorin «durfte» in Berlin eine Willkom-

menskultur-gesegnete Schulklasse führen. Ihr Kampf gegen 
ständige Gewalt an der Schule, für unabdingbare Verbesse-
rungen gegenüber seit langem erkannten unhaltbaren Zu-
ständen: Das stiess bei den Politikern auf taube Ohren, fand 
aber den Weg in die Medien. Aus der Öffentlichkeit erwuchs 
der mutigen Lehrerin breiteste Zustimmung. 
Ihre Erfahrung lautet: Die Masseneinwanderung zerstört 
die Volksschule – weil sie geordnetes Lernen verunmög-
licht. Das gilt nicht nur für Deutschland. Darum ist der 
Tatsachenbericht von Doris Unzeitig ebenso aufrüttelnd wie 
wichtig. 

Plassen, Kulmbach 2019, 255 S., brosch., (Richtpreis Fr. 27.90)
Ihr Preis bei der «Schweizerzeit»: Fr. 26.50

Die geheime Migrationsagenda 

Wie elitäre Netzwerke mit Hilfe von EU,

Uno und NGOs Europa zerstören wollen 

Friederike Beck 
Die anhaltende Masseneinwanderung be-
droht Europa – kulturell und wirtschaftlich. 

Es sind Staatsbürokratien, EU- und Uno-Seilschaften, die sie 
vorantreiben. Welche Kräfte stecken hinter den laufenden 
Entwicklungen? Welche Motive treiben sie an? Wie sind die 
Handelnden miteinander vernetzt, wie forcieren sie die Ein-
wanderung? Ein Buch, das brisante Hintergründe aufzeigt. 
Pflichtlektüre für jeden, der die gegenwärtige Entwicklung 
durchschauen will. 

Kopp, Rottenburg 2016, 303 S., geb., ill., (Richtpreis Fr. 14.50)
Ihr Preis bei der «Schweizerzeit»: Fr. 13.80

Angst und Macht

Herrschaftstechniken der Angsterzeugung in 

kapitalistischen Demokratien 

Rainer Mausfeld 
Sachliche Auseinandersetzung zu um-

strittenen Fragen wird seltener. Glaubensbekenntnisse 
beherrschen zunehmend die Auseinandersetzung um 
grundlegende politische und gesellschaftliche Fragen. 
Wer bestimmte Mainstream-Meinungen anzweifelt, wird 
ausgegrenzt, oft diffamiert, auch wirtschaftlich und 
beruflich benachteiligt. Wo solche Fertigmacher-Metho-
den sich durchsetzen, ist Demokratie gefährdet. Eine 
Neuerscheinung in gut überschaubarem Umfang liefert 
zu diesem Phänomen interessante Überlegungen und 
Standpunkte. 

Westend, Frankfurt/M 2019, 124 S., broschl, ill.,
(Richtpreis Fr. 20.50)
Ihr Preis bei der «Schweizerzeit»: Fr. 19.50

Die schönsten Landschaften der 
Schweiz 

Raimund Rodewald
Ein wahrhaft attraktiver Bild- und Text-
band zu allem Grossartigen und Schönen, 

das die Schweiz landschaftlich zu bieten hat. Kurze Texte, 
teils auch Aphorismen begleiten die Fülle attraktiver 
Aufnahmen zur Schweiz, wie sie Schweizer lieben und 
Touristen geniessen. 

Werd und Weber, Thun/Gwatt 2019, 184 S., geb., Grossformat, 
reich und farbig illustriert (Richtpreis Fr. 49.–)
Ihr Preis bei der «Schweizerzeit»: Fr. 46.55

Bedrohung Blackout

Wahrscheinlichkeit – Risiken – Vorsorge 

T.C.A. Greilich 
Im Glauben an eine utopische Energiewende 
wird bewährte Versorgung mit elektrischer 

Energie mutwillig verändert. Immer einseitiger wird auf 
Solar- und Windenergie gesetzt. Massive Schwankungen in 
der Versorgung werden unausweichlich. Speicherung von 
elektrischer Energie ist – abgesehen von Speicherseen für 
Wasserkraftwerke – nicht möglich. Die Gefahr schwerer 
Strompannen steigt. Ein neues Buch erklärt die Gefahren 
und formuliert auch Vorschläge, wie ihnen – wenn Vorurtei-
le aufgegeben werden – begegnet werden kann. 

Kopp, Rottenburg 2018, 256 S., geb., (Richtpreis Fr. 27.90)
Ihr Preis bei der «Schweizerzeit»: Fr. 26.50

Den Eiger kümmert’s nicht 

Adrian Amstutz, René E. Gygax 

Adrian Amstutz gehört zu den bekanntesten 
und profiliertesten Schweizer Politikern der 
Gegenwart. Er ist auch, früher Gemeinde-

präsident in Sigriswil, weitherum geschätzter Unterneh-
mer. Ende Oktober geht seine Politkarriere zu Ende – die 
Berner Amtszeit-Beschränkung befiehlt das. Wahrhaftig 
ein Grund, auf die Karriere von Adrian Amstutz zurück-
zublicken – und seine eigenständige Persönlichkeit, be-
kannt und gefürchtet aufgrund seiner direkten Sprache, 
zu würdigen. 

Werd und Weber, Thun/Gwatt 2019, 260 S., geb., ill.,
(Richtpreis Fr. 39.–) 
Ihr Preis bei der «Schweizerzeit»: Fr. 37.05

AKTUELL

SCHWEIZ
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Bestellschein

BUCHZEICHEN

Wo wir zu Hause sind

Die Geschichte meiner verschwundenen 
Familie 

Maxim Leo 
Beginn der Dreissigerjahre, Deutsch-

land: Eine jüdische Grossfamilie erkennt die den Juden 
drohende Gefahr rechtzeitig. Die Mitglieder dieser Gross- 
familie setzen sich ab, fliehen, suchen überall, buchstäb-
lich in allen Erdteilen, Zuflucht. 

Am Ende des Jahrhunderts sammelt ein Mitglied dieser 
Familie, Leo, der Autor des Hörbuchs, die Fakten zur 
Geschichte seiner über die ganze Welt verteilten Familie, 
die siebzig Jahre zuvor als Grossfamilie in Berlin lebte. 
Hochinteressant, was der Autor auf seiner Suche nach sei-
nen Verwandten antrifft – in Deutschland, in Amerika, 
in Israel.

Der Hörer erfährt viel Unbekanntes und Interessantes zur 
Geschichte jener Juden, die sich vor den Nationalsozialisten 
einigermassen rechtzeitig in Sicherheit bringen konnten. 

Argon, 6-CDs, Gesamtlaufzeit 754 Min., (Richtpreis Fr. 27.90) 
Ihr Preis bei Schweizerzeit: Fr. 26.50

Hörbücher: Beste Unterhaltung auf langen Autofahrten – 
und wirksame Medizin gegen Stau-Ärger.

HÖRBUCH

 Bestseller
 Friederike Beck – Die geheime Migrationsagenda à Fr. 13.80
 Doris Unzeitig – Eine Lehrerin sieht rot à Fr. 26.50
 Adrian Amstutz, René E. Gygax – Den Eiger ... à Fr. 37.05

 Aktuell
 T.C.A. Greilich – Bedrohung Blackout à Fr. 26.50
  Rainer Mausfeld – Angst und Macht à Fr. 19.50

 Schweiz
 Raimund Rodewald – Die schönsten Land ... à Fr. 46.55

 Hörbuch
 Maxim Leo – Die Kunst des digitalen ... à Fr. 26.50

 Buchzeichen
 Alex Baur – Der Fluch des Guten à Fr. 23.75

Bestellung an :
« Schweizerzeit »-Bücherdienst, Postfach 54, 8416 Flaach
Tel. 052 301 31 00, Fax 052 301 31 03, buechertisch@schweizerzeit.ch

Der «Schweizerzeit»-Bücherdienst kann Ihnen jedes vom Buchhandel lieferbare Buch vermitteln. 
Die Versandkosten für Sendungen bis Fr. 100.– betragen Fr. 8.–, Sendungen über Fr. 100.– sind 
versandkostenfrei.

(21/8.11.2019)
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Strasse/Nr.
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Datum  Unterschrift

Lieber zuhören statt lesen – unser 
heutiger Hörbuch-Vorschlag: 

Der Fluch des Guten 

Wenn der fromme Wunsch regiert – 
eine Schadensbilanz 

Alex Baur 
Weltwoche-Leser kennen Alex 
Baur: Ein Journalist, der inten-
siv recherchiert, nie abschreibt, 
immer wieder Zusammenhänge 
entdeckt, die andere, weniger 
genau arbeitende Journalisten 

übersehen oder bewusst ausklammern. Baur stellt 
fest, dass «im Namen des Guten» fixe Meinungen, fixe 
Standpunkte mehr als Glaubensbekenntnisse denn als 
überprüfte Wahrheiten die Berichterstattung zuneh-
mend beherrschen. 

Angesichts solcher «Diskussions-Beiträge» wird 
Wahrheitssuche schwierig. Weil jenem, der Vorgege-
benem nicht traut, sehr rasch schlechte Gesinnung 
oder Schlimmeres vorgeworfen wird. In dieser Aus-
einandersetzung ist Alex Baurs neues Buch eine Art 
Wegweiser, dessen Lektüre bereichert und auf Anhieb 
nicht Verstandenes erklärt. Ein in jeder Beziehung 
empfehlenswertes Buch. us

Münster-Verlag, Basel 2019, 344 S., brosch.; (Richtpreis Fr. 25.–)
Ihr Preis bei der «Schweizerzeit»: Fr. 23.75



Was wir in der Schweiz mit unserer SVP 
und die Österreicher mit der FPÖ längst 
erreicht haben, scheint nun mit jahrelan-
ger Verzögerung auch in Deutschland nicht 
mehr abwendbar zu sein: Mit der AfD eta-
bliert sich eine starke, rechtskonserva-
tive Kraft – als «Drittes Lager», das den 
Mitte- und Links-Block konkurrenziert 
und das demokratische Meinungsspek- 
trum vervollständigt.

Ausgelöst durch die erdrutschartigen 
Wahlerfolge der AfD in Mitteldeutschland, 
befindet sich das polit-kulturell-mediale 
Establishment in hellem Aufruhr. Die 
Rechten haben anhaltend Erfolg – obwohl 
das Volk doch so fest vor den «Rattenfän-
gern» gewarnt wurde. So geben unzählige 
A-, B-, C- oder D-Promis, die etwas auf sich 
halten, dieser Tage wieder ihre obligaten 
Statements «gegen rechts» ab.

Ob sie um ihre Pfründe, staatliche Gel-
der oder ihren sozialen Status fürchten – 
oder ob die Kultur-, Musik- und Show-
business-Szene tatsächlich in einer derart 
erdrückenden Mehrheit aus linken Über-
zeugungstätern besteht – ich weiss es nicht. 
Vielleicht sind die Motive auch viel simp-
ler. Im Haifischbecken der Stars und Stern-
chen gilt bekanntlich: Wer länger nicht in 
den Medien steht und die Gunst der takt-
angebenden Szenegrössen im Hintergrund 
verspielt, befindet sich schneller auf dem 

absteigenden Ast, als dass er Gruppen-
druck sagen kann.

Auf jeden Fall gilt nun offenbar die Devise, 
noch einen Zacken zuzulegen. Es darf 
kein Zweifel mehr bestehen, dass auch 
dem hinterletzten Konsumenten einge-
bläut wird, dass die AfD aus ekligen Aus-
sätzigen besteht – und alle, die sie nicht 
ebenso verteufeln, gehören diszipliniert. 
In diesem Sinne feuern öffentlich-rechtli-
ches und privates Fernsehen vereint aus 
allen Rohren – und das Publikum gähnt. 

Wahre Grössen, die sich eine treue Fan-
basis aufgebaut haben und wirklich etwas 
können, haben es zwar nicht nötig, jedem 
Trend nachzuspringen. Abseits zu ste-
hen und sich dem Medienzirkus komplett 
zu entziehen, kann sich dennoch niemand 
leisten – gerade, wenn die nächste Tournee 
ansteht, von der die Welt erfahren muss.

Schweigen wird mittlerweile bereits als 
heimliche Sympathiekundgebung für Rech- 
te gedeutet – Helene Fischer kann ein Lied 
davon singen. Zum Glück gibt es noch ein 
paar Ausnahmen – vielleicht ist es sogar 
die Mehrheit  –, die sich an diesen Götzen- 
bekenntnissen nicht beteiligen. Der «Volks- 
Rock’n’Roller» Andreas Gabalier zum  
Beispiel.

Anian Liebrand

Die nächste «Schweizerzeit» 
erscheint am 

22. November 2019
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Freitag, 08.11.2019 Magazin  Kleine Gemeinden:Durch Bürokratie zum Verschwinden verurteilt? 
Ulrich Schlüer im Gespräch mit Fritz Kilchenmann, früher Gemeindepräsident im 
Zürcher Landstädtchen Regensberg 

Freitag, 15.11.2019 Stammtisch  «Anti-Diskriminierungsgesetz»: Aufstand der Schwulen und Liberalen! 
Anian Liebrand im Gespräch mit Michael Frauchiger, homosexueller SVP-Politiker, und 
Remo Senekowitsch, Vorstandsmitglied der libertären Partei Up! Schweiz.

Freitag, 22.11.2019 Magazin  Die Freuden und Leiden eines Kleinbauern 
Hermann Lei auf dem Hof von Patrick und Vanessa Monhart

Freitag, 29.11.2019 Stammtisch-Live  Energieversorgung: Utopien und Realität 
Ulrich Schlüer im Gespräch mit Stephan Amacker, dipl. Ing. ETH, und 
Hans Achermann, dipl. Ing. ETH, MBA

Freitag, 29.11.2019 Stammtisch Die Assyrer – verlorene christliche Heimat 
18.00 Uhr   Hermann Lei im Gespräch mit Assyrern aus der Region Ostschweiz 

Freitag, 29.11.2019 Stammtisch-Live Energieversorgung – Utopien und Realität
21.00 Uhr   Ulrich Schlüer im Gespräch mit Stephan Amacker, dipl. Ing. ETH, 

und Hans Achermann, dipl. Ing. ETH, MBA

Öffentliche Aufzeichnungen / Live-Sendungen im «Haus der Freiheit», Wintersberg / Ebnat-Kappel

Sendungen jeden Freitag 21.00 – 22.00 Uhr auf «Schweiz5»


